
der

siebzehnten Sitzung des Landtages zu Laibach
mit 21. Februar 1863.

Anwesende: V o r s i t z e n d e r :  F re iherr v. C o d e l l i ,  Landeshauptmann von K ram . —  Regierungs - Commissar, 
k. k. Landesrath R o t h .  —  Säm m tliche M itg lied e r, m it Ausnahme des H errn  Fürstbischofs D r .  W i d m  e r ,  dann der 

Herren Abgeordneten: D r .  B l e i w e i s , L o c k e r , O b r e s « ,  P  i  n d e r , V i l h a r .  —  S c h riftfü h re r: D r .  T o m a n .

T a g e s o rd n u n g : 1. Lesung des S itzungs-Protokolls vom 19. Februar. —  2. V ortrag  bezüglich der Ansprüche des Landes Strain wegen 
Jncam erirung des ProviuzialfondeS. —  3. B ortrag wegen Auflassung der Brotsatzung in  der S ta d t Laibach.

Beginn der Sitzung 10 llljr  15 Minuten Vormittags.

------------ ------------------------------ -

P r ä s i d e n t :  Ich  eröffne die S itz u n g , nachdem die 
beschlußfähige Anzahl von Abgeordneten vorhanden ist, und 
ersuche den H errn  S ch riftfüh re r, das Protokoll der letzten 
Sitzung vorzulesen. (S ch riftfüh re r Deschmann liest das
selbe. —  Nach der Verlesung.) I s t  gegen die Fassung des 
Protokolls etwas zu bemerken? —  (Nach einer Pause.) 
Nachdem nichts bemerkt w ird , ist daö Protokoll als richtig 
anerkannt.

M i r  ist von dem H errn  G rafen Anton Auersperg 
folgender Dringlichkeitsantrag zugekommen:

D e r hohe Landtag wolle beschließen:
1. Es sei am 26. dieses M on a ts  die Feier des Jahres

tages, an welchem die Verfassung Oesterreichs auf den 
Grundlagen des Allerhöchsten D ip lo m s  vom 20. O k
tober 1860 m ittelst des A llerh. Patents vom 26. Fe
bruar 1861 ins  Leben tra t, durch eine kirchliches D ank
amt, an welchem sich der Landtag in corpore bcthci- 
l ig t ,  festlich zu begehen und m it den dicßbezüglichcn 
Einleitungen den Landes-Ansschuß zu betrauen.

2. Gegenwärtiger Antrag sei als ein dringlicher zu be
handeln.

Ich  stelle vor A llem  die Ilntcrstützungsfrage und 
ersuche diejenigen Herren, welche diesen Antrag unterstützen, 
sich zu erheben. (D ie  ganze Versammlung erhebt sich.)

Ich  stelle mm zweitens die Dringlichkeitsfrage. Wenn 
der hohe Landtag erachtet, daß dieser Antrag wirklich als 
dringend anzusehen sei, so bitte ich die H e rren , sich auch 
zu erheben. (D ie  ganze Versammlung erhebt sich.)

Ich  ersuche den H errn  Antragsteller nunm ehr, seinen 
Antrag zü begründen.

Abg. G ra f Anton A u e r s p e r g :  Ich  werde nach 
der allgemeinen Unterstützung, welche dieser A ntrag bereits 
im  Hause gefunden hat, mich auf wenige W orte beschränken 
können, um den Antrag sowohl was die Sache selbst, als 
auch, was die Form  be trifft zu begründen.

XVII. Landtags - Sitzung.

W ir  stehen hier und arbeiten auf jenem Boden, wel
cher uns durch die beiden Staatsgrundgcsetze, die ich im  
Antrage angeführt habe, eröffnet worden ist. W ir  hoffen 
von unsern Arbeiten die größten Segnungen fü r  unser Land, 
was uns der H im m el verleihen wolle.

Während unserer A rbeit ist cs wohl gerechtfertigt, einen 
B lick  des Dankes und der B it te  nach Oben zu richten. 
W ir  können uns nicht verhehlen, daß w ir  eigentlich, indem 
w ir  diesen Gedenktag begehen, noch kein E r n t e f e s t  feiern. 
Denn bis jetzt sind allerdings schon einzelne Früchte, aber 
eben noch nicht in  allergrößter Fü lle  zu Tage getreten; 
cs ist zunächst das M aß  unserer A rbe it erhöht worden.

W ir  feiern vielmehr erst ein F  r ü  h l  i  n g s f  e s t, ein 
Fest, wo w ir  erst auf die aufkeimenden Saaten Hinblicken 
können, und diese m it Hoffnungen und Wünschen fü r ih r 
ferneres Gedeihen begleiten. Aber eben dadurch, daß w ir  
ein solches Frtthlingsfest und noch fein Erntefest feiern, 
w ird unsere Feier um so reiner und e d le r , weil sic fre i 
ist vom Eigennütze.

W enn in  dem Antrage von andern Festlichkeiten nicht 
die Rede ist, so geschah dieß aus folgendem M o t iv e : W ir  
alle hätten gewiß und vom Grunde unseres Herzens ge
wünscht, dieses Fest auch m it einem äußeren weltlichen 
Glanze zu umgeben. A lle in  ein B lick  auf die V erhä lt
nisse unseres Landes, welches eben zum allgemeinen Besten 
große, ungewöhnliche, und ich sage cs redlich und offen, 
ungebührliche Lasten zu tragen hat ( B r a v o ! B ra v o ! ) ,  
legt uns die Gcwisscnspflicht auf, in  A llem , was w ir  dem 
Lande auferlegen, in allen neuen Lasten m it der größten 
Zurückhaltung und Behutsamkeit zu Werke zu gehen. Es 
bleibt uns in  dieser Beziehung eben nur ü b r ig , an das 
fre iw illige Ermessen der Bevölkerung zu appcllircn und es 
ih r zu überlassen, was sie in diesem S inne  zu thun beab
sichtiget.



D ie  Zuweisung der Ausführung der nöthigen E in le i
tungen cm den Landes-Ansschuß geschah der Sache gemäß. 
D e r Landes-Ansschuß ist das Executivorgan des Landtages; 
eine Zuweisung an irgend einen andern speziellen Ausschuß 
würde schon wegen der Einfachheit des Gegenstandes kein 
M o tiv  fü r  sich gehabt haben.

ES handelt sich hier zunächst nu r darum, sich m it den 
kirchlichen Behörden in 's  Einvernehmen zu setzen, und fer
ner die erforderlichen Einladungen nicht zu übersehen; dazu 
w ird  der Landcs-AuSschuß eben das geeignetste O rgan sein. 
W as die D ringlichkeit betrifft, so ist dieselbe bereits aner
kannt und die M o tiv iru n g  derselben liegt in einem Blicke 
ans den Kalender. W ir  haben heute deu 21. und wollen 
am 26. ein Fest begehen. Ich  kann nach diesen W orten 
nu r b itten , das hohe Haus möge so einstim m ig, wie es 
den Antrag unterstützt h a t , auch eben so einstimmig die 
Annahme beschließen, indem dadurch der W erth deS Festes 
erhöht und zugleich ein Zeichen gegeben w ird  von unserer 
A lle r aufrichtigen Hingebung an die gemeinsame Reichs- 
Verfassung. (Lebhaftes B ra v o !)

P r ä s i d e n t :  Nach §. 21 der Geschäftsordnung 
sollte die Frage gestellt werden, ob dieser Antrag irgend 
einem Ausschüsse zu überweisen sei. Ich  glaube jedoch, 
daß bei der nachgewiesenen Dringlichkeit dieses Gegenstan- j 
des sich das hohe Haus dahin entscheiden werde, daß dieser 
Antrag sogleich zur Abstimmung komme. Wenn die Herren 
damit einverstanden s in d , so bitte ich, sich zu erheben. 
(Geschieht.)

Ich  bringe sonach den Antrag des H errn Grafen A n 
ton Auersperg, den ich bereits verlesen habe, zur Abstim
mung. Jene Herren, welche m it diesem Antrage der Feier 
einverstanden sind, bitte ich, sich zu erheben. (D ie  ganze 
Versammlung erhebt sich.) D e r Antrag ist einstimmig an
genommen.

Ich  bin aber auch zugleich in  der Lage, dem hohen 
Hause m ittheilen zu können, daß diesem Antrage bereits 
von Seite des H errn  Fürstbischofs entsprochen worden ist, 
indem ich heute eine Zuschrift von dem Landespräsidium 
bekommen habe, welche folgendermaßen lautet:

„A m  26. d. M . ,  a ls am Jahrestage der allcrgnädig- 
sten Verleihung der Verfassung, um 10 Uhr V orm ittags 
w ird  der H err Fürstbischof ein feierliches Hochamt in der 
hiesigen Domkirche abhalten.

Ich  habe die E hre , Euer Hochwohlgeboren zu ersu
chen, die Landtags-Abgeordneten von dieser kirchlichen Feier 
m it der E in ladung zur Theilnahme an derselben gefälligst 
in  die Kenntniß setzen zu wollen" — • welches ich hicmit thue.

Ich  habe vom H errn  D r .  Tom an einen m it zwanzig 
Unterschriften versehenen Antrag erhalten, folgenden In h a lts :

„D e r  hohe Landtag wolle beschließen: I n  Erwägung, 
daß die W iedereinführung der Geschwornengcrichte in  K ra in  
in  Rücksicht der C u ltu r - ,  der socialen und politischen 
Verhältnisse sehr wünschenswerth is t, — ■ in  weiterer E r 
wägung , daß die Umänderung der gegenwärtig geltenden 
Strafproceßordnung auf G rund verfassungsmäßiger P r in 
cipien dringend nothwendig erscheint, und von der hohen 
Staatsregicrung auch solche in  Aussicht gestellt w u rde ; —  
stellt der Landtag des Herzogthums K ram  im  S inne  des 
§. 19 der Landesordnung den A n tra g : D ie  hohe S ta a ts 
regierung wolle wo möglich in  der nächsten Reichsraths- 
scssion eine Strafproceßordnung m it Aufnahme der Ge
schwornengerichte fü r  die öffentlichen und die schweren P r i
vatverbrechen, so wie fü r  alle durch Druckschriften began
genen strafbaren Handlungen zur verfassungsmäßigen B e 
handlung vorlegen."

Z u r  Vorbcrathung über diesen Antrag werde ein A us
schuß von fü n f M itg liede rn  bestellt.

Laibach am 19. Februar 1863.
D r .  Lovro T o m a n , Gustav G ra f Auersperg, A n t. F re ih . 
Z o is ,  D r .  Josef S u p p a n , Johann Kapelle, Ig n a z  K le 
menčič, Josef S a g o rz , Anton R o sm an , Franz V ik to r 
v. Langer, Dcschmann, M u llc y ,  Joh . K o s le r, Jom bart, 
D r .  Joh . S k c d l, Conr. Locker, M .  G o llo b , M .  Karren, 
Ambrosch, Derbitsch, M iro s la v  V ilh a r,  D r .  Jan . B lc iw e is .

Nachdem dieser Antrag hinlänglich unterstützt is t,  so 
werde ich denselben in  einer der nächsten Sitzungen auf die 
T age s -O rd n u n g  setzen.

W ir  kommen nunmehr zum Vortrage bezüglich der 
Ansprüche des Landes K ra in , wegen Jncam erirung des 
Provinzia l-Fondcs. Ich  ersuche den betreffenden H errn  Re
ferenten, diesen V ortrag  zu beginnen.

Berichterstatter v. S t r a h l :  D e r Landes - Ausschuß 
hat es fü r  eine seiner vorzüglichsten Pflichten erachtet, bei 
der Uebernahme des ständischen Fvndes sich auch die Frage 
gegenwärtig zn halten, ob m it dem übergebenen Vermögen 
alle Vermögenstheile m it übergeben wurden, ob nicht etwa 
welche im  Verlaufe der Z e it verloren gegangen sind, und 
welche M it te l cs gäbe, die allenfalls verlorenen wieder zu 
revindicircn. D ie  Beantwortung dieser Frage w ar um so 

! schwieriger, als sie an längst vergangene Tage anknüpft, und 
als jede Rcchtscontinuität des Vcrfassungslebens durch die 
zweimalige feindliche Invas ion in  K ra in  gestört und unter
brochen war. Diesen letztem Umständen ist es vorzüglich 
beizumeffen, daß in den maßgebenden Verhältnissen eine 
Unklarheit und Zerfahrenheit sich eingedrängt h a t, welche 
einerseits eben sowohl zu maßlosen Hoffnungen verleitete, 
als sie andererseits der G rund  w a r, selbst berechtigte 
Wünsche und B itte n  abzulehnen. Es ist begreiflich, daß 
der hohe Landtag eine Verhandlung, welche durch 4  J a h r
zehende sowohl die Vertreter des Landes, als auch die V e rw a l
tungsbehörden beschäftigt hat, ohne daß cs gelungen wäre, zu 
einem befriedigenden Abschlüsse zu kommen; cs ist begreif
lich sage ich, daß der h. Landtag diese Frage nicht sofort 
w ird  in  Berathung ziehen wollen, ohne die vollste Gewähr 
dafür zu haben, daß das reichhaltige M a te r ia l,  welches 
ih r zur Grundlage d ien t, allseitig gewissenhaft geprüft und 
gesichtet worden ist. D e r Landes - Ausschuß hat zwar die 
Ergebnisse dieser Forschungen und seiner Berathungen in  
einer Denkschrift niedergelegt, welche sich in  den Händen 
der Herren Abgeordneten befindet, er hat darin auch einen 
meritorischen Antrag gestellt, der zur Entscheidung dem h. 
Hause vorzuführen sein w ird ; nichts dcstoweniger bin ich von 
dem Landcs-Ausschusse ermächtigt, in  seinem Namen zu er
klären, daß sich sein heutiger Antrag bloß darauf zu be
schränken habe, dem h. Hause anzurathen, daß cs nach A n 
hörung dieser Denkschrift den Gegenstand seiner W ichtig
keit dem bestehenden Finanz-Ausschusse zur weitern P rü fung 
und Vorberathung zuweise. Außer dieser ausdrücklichen E r 
mächtigung habe ich noch ein anderes, ich möchte sagen, 
persönliches M o t iv ,  welches mich bestimmt, diesen Antrag 
zu stellen.

Nachdem diese Denkschrift bereits in Druck gelegt war, 
sind m ir neue Umstände und Quellen bekannt geworden, 
welche möglicherweise fü r  den Gegenstand der Frage neue 
Gesichtspuncte eröffnen. Auch bin ich aufmerksam geworden, 
daß zwei S te llen der Denkschrift zu Mißverständnissen führen 
könnten, daher ich es fü r meine P flich t erachte, diese 
S tellen dem h. Hause anzudeuten und zu bitten, die nach
folgenden Bemerkungen als erläuternde Ergänzung der 
Denkschrift einzuschalten. D ie  erste dieser Bemerkungen g ilt 
dem Umstande, daß vor dem Jahre 1809 in  K ra in  ein



Fond m it bcr Bezeichnung P rov in z ia l-F o n d  nicht bestanden 
[jnt, wohl aber eine allgemeine D om csticalhauptcassc, in 
welche alle S te u e rn , C ontributioncn und sonstigen Gefälle 
cinzuflicßcn hatten. I n  der Denkschrift nun  sind nicht 
alle diese E innahm squellcn besprochen, sondern cs sind nur 
diejenigen einer nähern E rörterung  unterzogen , welche auch 
in das P rä lim in a re  des im J a h re  1 8 1 4  activirten P ro -  
vinzialfondes übergegangen s in d , denn der K crnpunct der 
Frage ist n u r  die Jn cam criru ng  dieses P rov inc ia l-F ondes, 
wie er vom J a h re  1 8 1 4  b is 1 8 2 6  zum S egen  des Landes 
bestanden hat.

Demzufolge w äre in dem §. 1 der Denkschrift die p räci
sere Fassung in den E ingangsw orten  einzuschalten „b is zum 
Jah re  18 09  flössen in die tra in . Domcsticalhauptcassc nebst 
andern nachstehende E innahm squellcn ." D ie  zweite B em er
kung g ilt dem Umstande, daß dort, wo von dem Einkommen 
des Landes au s den S teucrproccntcn  gesprochen wird, 
dieses nicht dahin zu verstehen sei, daß diese S tcu crp cr- 
ccute im m er ein Ucberschuß der S te u e r  w a re n ; sie waren 
dieß n u r b is  zum J a h re  1 8 0 9 ,  weil alle S te u e rn , alle 
Kontributionen nach dem dam aligen Steuersystem e in die 
Domcsticalhauptcassc cinzuflicßcn h a tten , von welcher dann 
nur die sogenannte M ilitä rq u o te  an das Cameras - A erar 
abzuführen, und der Rest fü r die Bedürfnisse des Landes 
zu verwenden w ar. S e itdem  durch die O ccupation  der 
Franzosen dieses S teuersystem  in K rain  gefallen ist, und 
seitdem nach der Reoccupirnng des Landes auch die öster
reichische S ta a tsv e rw a ltu n g  dasselbe Steuersystem  adoptirt 
h a t , sind diese Stcucrpcrcentc nicht ein Ucberschuß, sondern 
sie waren ein 5°/0 Zuschlag zu der dam aligen S teu e r.

Nach diesen berichtigenden Bemerkungen sei cs gestattet, 
zum V ortrage dieser Denkschrift zu schreiten, und indem mein 
bekanntes H alsleidcn  m ir nicht e rla u b t, dieses ungestraft 
selbst zu th u n , so w ürde ich das h. H a u s  bitten, meinem 
geehrten Freunde und Eollega dem H errn  D r . S u p p a n , 
der sich dazu erboten h a t ,  zu gestatten, daß er den V o r
trag fü r mich übernehm e, wo ich m ir sohin am Schlüsse 
wieder das W o rt erbitten würde. ( B ra v o , B r a v o !)

Abg. D r .  S u p p a n :  (Liest.)
„fi. Z e ita b s c h n itt  b i s  zum  J a h r e  1S09.

§• 1.
B i s  zum J a h re  1 8 0 9  flössen in  die krainische D om e- 

stical-Hauptcassc nebst anderen auch nachstehende E innahm s- 
quellen:

1. D ie  P rocente von der alljährlich postulirtcn G ru n d-
und Pcrsonalsteucr, ursprünglich in p rälim inirtcm  
B etrag e  von 7 8 .0 8 4  fl. 3 9  kr., später n u r mehr im 
B etrage  v o n ...... . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 4 .8 8 3  fl. 25  kr.

2. D a s  W cindatz-A equivalcnt m it 1 7 .6 5 4  „ 3 4  „
3. D a s  M itteld ings-A cquivalcn t m it 5 0 .0 0 0  „ ■—  „
4. D ie  Rcntgeldcr m it . . . .  1 7 8 6  „ 59  „
5. D ie  H auszinsungcn m it . . . 7 0 0  „ —  „
6. D a s  M usik-Jm postgefällc  m it . 5 0 0  „ —  „
7 . D ie  A ctiv -Z in sen  m it . . . 2 2 8 7  „ 13  „
8 . D ie  B eiträge au s der S ta a ts a u s -  

gabcn - Casse zur B estreitung der 
E lcm cntar-Schadeu-B crgütung m it 1 5 .0 0 0  „ —  „

9. D e r  Wcinaufschlag m it . . . 1 2 .0 0 0  „ —  „
10. D a s  S traßcn -C onstruc tions-G cfä ll

m i t .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ....  ' 4 3 .5 0 0  „ —  „
Zusam m en jährlich . . 1 7 8 .3 1 2  fl. 11 kr.

Diesem Erträgnisse standen folgende systemisirte A us
gaben gegenüber:

1. F ü r  Zinsen der D om estical-Schnld 8 4 .2 1 2  fl. 4 3  kr.
2. „ T ilgung  des S traßcn-C onstruc-

t i o n s - C apitales . . . .  2 7 .4 2 5  „ 3 9  „
3. „ B esoldungen und Em olumente 1 1 .6 5 0  „ —  „
4 . „ B eso ldungs - und andere B e i

träge .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 2 .6 7 8  „ 25  „
5. „ Pensionen und G nadcngaben 6 1 0 2  „ 26  „
6. „ B a u -R e p a ra tio n e n  . . . 1 9 5 0  „ —  „
7. „ S te n e rn  ..........................  4 9  „ 3 6  „
8. „ Elcmentarschaden-Vergütungcn 1 5 .0 0 0  „ —  „
9. „ T ilgung  der Landes - Requisi

tionen au s dem Wcinausschlage 1 2 .0 0 0  „ —  „
10. E xtraord inarien  . . . . ._  6 0 0 0  „ —- „

Zusam m en jährlich . . 1 7 7 .0 6 8  fl. 4 9  kr.
I m  Entgegenhalte des Erträgnisses von 1 7 8 .3 1 2  fl.

zu den A usgaben v o n ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 7 7 .0 6 8  „
konnte daher der P rov inz ia l-F ond  auf einen 

activen Jahresüberschuß von . . . .  1 2 4 0  fl.
rechnen.

§• 2.
D ie  historische Genesis der einzelnen vorerw ähnten 

Zuflüsse liegt in F o lgendem :
A d  1. S t e u c r  - P r o c c n t  e.

Diese betrugen b ü/a von der jährlich postulirtcn S te u e r-  
summe von 3 4 7 .5 4 1  fl. 57  kr., von welcher dem h. Acrarc 
nu r die sogenannte M ilitä rq u o te  m it 2 6 0 .4 5 7  fl. 18 kr. 
abgeführt, der Ucberschuß von 8 7 .0 8 4  fl. 39  kr. aber auf 
G rund  u ra lte r Uebereinkunft der S tü n d e  K ra in 's  m it dem 
allerhöchsten Hofe, den S tünden  und rücksichtlich dem P ro 
vinzial - Fonde, zur Bedeckung der Zinsen der D om cstical- 
Schnlden und anderer A uslagen , sowie zur C reirung eines 
A m o rtisa tion s-F o n d c s  fü r diese Schulden belassen wurde.

A ls durch das F innnzpateut vom 20 . F ebr. 1811  die 
Interessen der D om estica l-S c h u ld  auf die H älfte  herab
gesetzt w urden , hat auch der P ro v in z ia l-F o n d  nicht den 
ganzen obigen Ucberschuß beuöthiget, sondern in das P r ä 
lim inare vom I .  1 8 2 0  nur den verm inderten B e trag  von 
3 6 .1 7 9  fl. 11 kr. in dieser R ubrik in E m pfang gestellt.

A d 2. D a S  W c i n d a t z - A e q u i v a l c n t .
Schon vor mehr a ls  4 0 0  J a h re n  bestand in  K rain  

der W cindatz, ober, wie dieß Gefälle in älterer Z eit hieß, 
die Zapfcnm aß, und zw ar fü r Rechnung des allerh. Landes- 
fürsten, somit a ls  ein S taa tsg cfä llc . D ie  Einhcbung be
sorgten theils l a n d c s  f ü r  st l i  ch c E innehm er (W cin- 
datzicrs), theils hatte die Landschaft dieß Gefälle in Pacht 
genommen.

Erzherzog C arl von Oesterreich, a ls  dam aliger Landes
fürst, hat im I .  15 70 , theils zur B esorgung der croatischcn 
und M ecresgrenzen, theils zur Abzahlung übergroßer eigener 
S ch u ld en , an die krainischen S tä n d e  eine große Anforde
rung gestellt, w orüber die Landschaft K ra in 's  demselben 
einen in 11 Ja h re s ra te n  zu bezahlenden B e itrag  von 
7 5 0 .0 0 0  fl. bewilligte.

D a m it jedoch die Landschaft diese große S um m e im 
Lande möglichst aufbringen könne, ist ihr der Wcindatz 
auf 11 nacheinander folgende J a h re  überlassen worden. Nach 
A blauf dieser ist im I .  1 5 8 2 , wegen der fortbestehenden 
starken landesfürstl. P o s tu la te , den S tän d en  der Wcindatz 
fortbclasscn w orden , und blieb c s ,  a ls  im  I .  16 25  die 
S tän d e  die B esorgung des Grcnzwefcns und im I .  16 32  
die B ezahlung von 8 0 0 .0 0 0  fl. Hofschuldcn übernommen 
hatten.



Anläßlich der Kriege D eutschland's m it Schweden hat 
die krainischc Landschaft, zugleich m it jener von S teierm ark  
und K ärnten, im I .  16 33  ihres T h e ils  1 6 0 .0 0 0  ff. außer
ordentliche K riegscontributivn erlegt, wogegen ihr nicht n u r 
der W eindatz-Bezug, sondern auch eine Erhöhung desselben 
in der G ebühr zugestanden wurde.

M it  dem Jm m ediat-E rlasse I h r e r  M ajestä t der Kaiserin 
M a r ia  T heresia , ddo. 1. M ä rz  1 7 4 7 , ist das Weindatz- 
Gefülle zwar incam erirt, dabei jedoch an die C am cral-C om - 
mission der B efehl ertheilt w orden , „daß selbe einer ehr
s a m e n  Landschaft in C rain  die von diesem W eindaz biß- 
„hcro jährlich eingebrachte 1 7 .6 5 4  ft. 3 4  kr. 3 d l . , in 
„quatemberlichen ra ils  m it 4 4 1 3  ft. 38  kr. 2 %  dl. an s  
„der Cameralkasse richtig stellen, und auch andnrch voll- 
„ständig s c h a d l o s  halten solle; gestalten W ir  dem auch 
„nicht entgegen seyn , euch (der Landschaft) auf V erlangen 
„die Compofscß sothanen W cindazgefälls vorläufig in G naden 
„zu bewilligen."

A d  3 . D a s  M i t t c l d i n g s - A e q u i v a l e n t .  
M itte ld ings - Gefälle w aren alle M an th  - und Z o ll- 

gcfälle im ganzen Lande, m it Einschluß der dam als zum 
Lande K rain gehörigen Seehäfen von T riest und F ium e. 
D ieses G esäll haben die S tä n d e  K ra in 's  vom I .  1 5 7 0  bis 
zum I .  17 28  ununterbrochen genossen.

M it  allcrh. R esolution weiland S r .  M ajestä t C arl VI., 
ddo. 3 1 .J ä n n e r  16 28 , wurde auch dieses G cfäll „zur mehreren 
„ E m p o r-  und in  G angbringung des in den inncrösterr. 
„E rb ländern  neu eingeführten C om m vrcii“ p ro  aerario  
incam erirt, dagegen aber „wegen anno 16 32  übernommener 
„gewisser S um m en  H o f -  und K r i e g s -  Schulden" der 
Landschaft K rain , „zur E rhaltung  ihres C redites", ans den 
C am era! - M a u th  - Aemtern das Aeqnivalent m it jährlich 
5 0 .0 0 0  fl. zugestanden.

Z u r  S icherheit dieses Acqnivalentes wurde der Land
schaft auch der Composseß bei den drei M ünchen zu Laibach, 
F ium e und T riest m it dem Beisatze eingeräumt, „daß von 
„den bei diesen drey M anthäm btern  eingehenden, in der 
„Cassa befindlichen G e ld e rn , ehender, biß nicht sie Land- 
„schastihr quantum  aequivalens q u arta lite r roürbt empfangen 
„h ab en , nichts erhoben werden d ü rfe , und der ehrsamen 
„Landschaft besondere Cassa - Schlüsseln cingcantw ortct", 
sowie ih r auch das Recht der M itsperre eingeräumt wurde.
A d  4  u n d  5 . R c n t g e l d e r  u n d  H a u s z i n s u n g e n .  

Z u  den ersteren zählten die Erträgnisse des G utes
Iknterthurn m i t ..................................  1786  fl. 5 9  kr.

zu den letzteren: die Zinsungen der 
übrigen landschaftlichen oder ständischen
Gebäude m it . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 0 0  „ —

Z u  den Gebäuden gehörten :
1. D ie  B u r g ;
2 . das L an d h au s;
3 . das H a u s  C onsc.-R r. 1 9 5  in der Salcndergassc, welches 

am 10. S e p t. 1805  im Licitationswcge um 8 0 0 0  fl. 
erstanden w u rd e ;

4 . das B a llh a u s  in der G rad ischa;
5 . das T h e a te r , ursprünglich a ls  Reitschule benützt, und 

in  den Ja h re n  1 7 6 4  und 17 65  zu einem Theater und 
B allhause um staltet;

6 . das R edouten-G ebände, dessen S a a l  im I .  1786  und 
17 87  an s dem Erlöse von 12 , von verschiedenen adeligen 
Fam ilien  K ra in 's  gestifteten Fcldkanoncn, mit einem 
Kostenauswaude von 6 2 4 0  fl. hergestellt w urde;

7. die an die Redoutc stoßenden H äuser Conse.-Nr. 136  
und 1 3 7  bei S t .  Jaco b , woselbst ehedem die Schulen 
untergebracht w aren ;

8 . das L yceal-G ebäude, welches an s einem im I .  1 7 8 9  
trat den B e trag  von 6 9 8 7  fl. erkauften F ranziskaner- 
K loster, m it einem von der Landschaft bestrittenen 
Kostenaufwande von 2 6 .8 2 6  f l . ,  zu Schnlzwccken 
adaptirt w urde;

9 . das Gebäude der M il i tä r  -H an p tw ach c , ehemals ein 
Bestandtheil des vorgedachtcn F ran z isk an e r-K lo ste rs ;

10. die M il i tä r  - Kaserne bei S t .  P e te r ,  welche in den 
J a h re n  17 77  bis 1780  von den S tä n d e n  K ra in 's , 
theils au s  eigenem V erm ögen , theils a n s  B eiträgen  
der hicrortigcn Hausbesitzer e rb a u t, und im I .  17 98  
int städtischen Grnndbuchc ans N am en des M il itä r -  
Q u a r t ie r -  Fondes umschrieben w urde;

11. die M ilitär-K aserne in N eustad t!, welche um  dieselbe 
Z eit ans gleiche Weise en tstand;

12 . das M il i tä r  - Knaben - E rziehungshaus N r. 13 in der 
G radischa, welches die Landschaft unter dem 17. A pril 
1 8 0 7  trat 1 2 .8 0 0  fl. B .  Z . ans dem ständ. D om e
stical - Fonde von V alentin  D reo  erkaufte ;

13. der P u lv c rth u rm ;
14. die M a u th h ä u sc r:

a) an der Carlstädter Linie,
!>) an der W iener Linie,
c) in  O berlaibach,
d) in P la n in a ,
e) in Nendcgg,
f )  in M ö ttlin g ,
g ) in M nnkendorf,
h ) in Jeßenitz,
i )  in Ccrnuc,
k) in Podpeč,
l) in Fcistritz,

in) in  Lnstthal; endlich
15. die EiSgrube in der Gradischa.

A d 6 . D a s  M  n s i k - J  m p o st g c s ä l  l c.
D ieses Gefälle wurde von S r .  M ajestä t Kaiser Joses l. 

m it P a te n t vom 28. D ec. 1707 eingeführt, von den S tä n d e n  
gewöhnlich von 6 zu 6 Ja h re n  gepachtet, und m it Rcccß 
weiland Ih r e r  M ajestä t der Kaiserin M a r ia  Theresia, ddo. 
25 . O ctober 1 7 4 9 , bett S tän d en  überlassen.

A d  7. D  i e A c t i v - Z  i n  s e n.
Diese bestanden in den Interessen der a u s  verschiedenen 

P riv a t - Rcchtstitcln erw orbenen, der Landschaft gehörigen 
A e ra r ia l- , D om estica l-, F onds - und P riv at-O b liga tio ncn . 
An solchen O bligationen und Forderungen besaß dieLandschast:

1. Eine O bligation  der städtischen Cassc über ein m it 4°/0
verzinsliches C ap ita l p r. . . . 3 7 0 0  fl. —  kr.

2. die 2 %  Hofkammer - O bligationen  
N r. 2 7 .5 4 6  Pr. 1 2 .0 0 0  fl. und 
N r. 2 9 .5 5 0  pr. 7 8 5  fl., zusammen
m i t .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 2 .7 8 5  „ —  „

3 . die 2 1/2%  Staatsschuldverschreibnn-
gen N r. 7 5 , ddo. 1. M a i 17 85 , p r. 2 0 .0 0 0  „ —  „
und N r. 76 , ddo. 1. N ov. 1 7 86 , p r. 2 4 .0 0 0  „ —  „

4. die 2 14 °/0 krainisch-ständ. A crarial-
O bligationen N r. 2  p r ..................  2 0 0 0  „ —  „
N r. 3 8 0  p r ........................................ 4 1 5 0  „ —  „
N r . 1 8 6 4  p r. 115  fl. trab N r. 1865

pr. 15 f l . , zusammen . . . 1 3 0  „ —  „
N r. 4 5 5 4  pr. 1 7 0  fl. trab N r. 9 2 9 2  

pr. 23  fl . , zusammen . . . 193  „ —  „
N r. 1 1 1 3 3  p r. 2 4 0  fl. und N r. 11609 

p r. 16 ft., zusammen . . . .  2 5 6  „ —  „
N r. 1 2 14 9  p r... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 0 0 0  „ —  „



5. die l % ° / 0 krainisch-ständ. A crarial-
O bliga tion  N r. 19 96  p r. . . . 1 0 0 0  fl. —  kr.

6. bei bent Obcrlaibach - P lan in ac r 
S tra ß e n  - C onstructions - Fonde an 
in  ben 1 . 18 06  unb 1 8 0 7  gemachten
Vorschüssen zn 3 0,„ verzinslich . . 3 1 .2 8 3  „ 17 „

7. bei dem C ontribu tions - Abschrei- 
bnngs-Fondc eine zu 6°/n verzinsliche 
und m it den D ornest.-O b liga tionen  
N r. 4 9 8  p r. 1 3 .5 0 0  f l . , N r. 5 1 4  
p r. 2 0 0 0  fl. und N r. 6 0 3  p r .4 5 0 0  fl.
gedeckte Forderung von . . . .  2 0 .0 0 0  „ —  „

8 . bei dem N avigations-Fonde ein ver
zinsliches, an s  der stand. Cassc ge
gebenes D arlehen  von . . . .  3 2 .2 2 2  „ 3Vt  „

9. bei dem M i l i t ä r - Fonde fü r in den 
I .  1 8 0 0  bis 18 09  geleistete V o r
schüsse , im  scalamäßig reducirten
B etrag e  v o n ...... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ....  2 2 .2 3 5  „ 18 „

10. bei verschiedenen P riv a t-P a rte ic n  des 
Landes, fü r die zur B ezahlung der 
im  1 . 1 7 9 9  ausgeschriebenen K riegs- 
stencr vorgeschossene und b is N ovem 
ber 1808  noch nicht getilgte A ntici
p a tio n s -R a te n  p r .........................  94 51  „ 4 8  „

Ad 8. E l e m e n t a r - S c h a d e n - V e r g ü t u n g .  
A us dem Ucbcrschnsse des incam crirten W cindatzcs sind 

den S tä n d e n  von S r .  M ajestä t dem Kaiser Leopold II. 
alle J a h re  1 5 .0 0 0  fs. überlassen w ord en , welche ihre W id 
mung zu Nachlässen an der Schuldensteuer, und in Folge 
allcrh. Genehm igung de int. 2 . August 1 8 0 6 , später zur 
V ergütung von Elcmcntarschadcn hatten.

D a  diese E innahm srubrik  zu dem cbengedachten Zwecke 
auch wieder in A usgabe kam , und kommen m uß te , so 
erscheint dieselbe eigentlich n u r a ls  eine durchlaufende Post, 
und kann a ls  eine E rtragsquelle  des P rovinzialfondcs 
eigentlich nicht angesehen werden.

Ad 9 . D e r  W e i n - A u f s c h l a g .
D ieser Z ufluß  hatte die B estim m ung zur Berichtigung 

der Interessen und zur A m ortisirung des tra in . Z w an gs- 
D arlehen vom I .  1 805 ,6  und der Landes - Requisitionen 
verwendet zu w erden , und kam dieser Z ufluß  in der gleichen 
Höhe alljährlich auch in Ausgabe.
Ad 10 . D a s  S t r a ß c n - C o n s t r u c t i o n S g c f ä l l c .

D ieses bezog die Landschaft fü r die ans i h r e  K o st e n 
hergestellte S tra ß e  von Obcrlaibach bis P la n in a ,  in den 
beiden W cgm auth -S ta tio n cn  Oberlaibach und P la n in a .

§• 3.
Bezüglich der au s  diesem Provinzialfondc zu bestrei

tenden Lasten kommt zu bemerken:
Z n  d e r  I. A n S g a b s  p o s t : Z i n s e n  d e r  D  o m e 

st i c a l s ch u l d ,
daß die Domcsticalschuld nach einem dem P rä lim in a re  p ro  
1820  beigelegten Ausweise in 5  Posten zu verschiedenem 
Zinsfüße von 1% , 1 % ,  2 und 2 V2°/0 , im G esam m t- 
betragc von 3 ,0 6 9 .5 8 5  fl. 2 5  kr. bestand, und einen Zinscn-
aufwand v o n ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 8 .1 3 8  fl. 2 2  kr.

erheischte, und daß die D ifferenz m it 
dem oben im §. 1 erwähnten Zinsen
erfordernisse p r ............................... 8 4 .2 1 2  „ 4 3  ,,

dadurch erklärt w ird , daß im  letztem B etrage  auch die 
Zinsen der O berlaibacher und P la n in ac r S traßcn -C onstrnc- 
tions-C apitalicn pr. 6 1 6 .3 7 8  fl. 17  V4 kr. enthalten w aren.

Nach dem von der h. Regierung public irtcn , von der 
S taatsschulden  - Commission zusammengestellten Ausweise 
ddo. 31 . O ctober 1 8 6 0 , P o s t-N r . 6 0  ( S .  W iener Z tg .) 
betrug an diesem T age die Domesticalschuld von K ra in , 
verzinslich m it l 3/t °/0 . . . .  4 5 .4 5 0  fl. —  kr.

„ „ 2 %  . . . .  1 ,4 7 3 .2 7 3  „ 15  „
„ „ 3 % %  . . . .  1 ,1 1 1 .2 9 1  „ 15 „
n n 3°/0 . . . ^_ _ _ _ _ _ 0 .4 1 0  „ „

Zusam m en in oft. W . . 2 ,6 3 3 .4 2 4  fl. 3 0  kr. 
und erheischte einen Zinscnanfw and in runder S u m m e von 

5 8 .2 0 0  fl. —  kr.
Z n d e r  II. A u s g a b s p o s t :  R ü c k z a h l u n g  d e r

S t r a ß c n - C o n s t r u c t i o n s - C a p i t a l i c n .
Z u r  T ilgung  dieser C apitalien Pr.

6 1 6 .3 7 8  fl. 17  kr. w urde der von dem 
Erträgnisse der M än th e  in Obcrlaibach
und P la n in a  p r .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 3 .5 0 0  fl. —  kr.
(E m pfangsrubrik  10) über Abzug der

Interessen v o n .................... ....  . 1 6 .0 7 4  „ 21 „
verbleibende Ucbcrschuß p r. . . . 2 7 .4 2 5  ft. 39  kr. 
verwendet, und a ls  A nsgabspost ausgewiesen.
Z n  d e r  UI. A u s  g a b  s p  o f t :  B e s o l d u n g e n  u n d  

E m o l u m e n t e
wird bemerkt, daß die Besoldungen des P räsid en ten , der 
V erordneten und der Kanzlei der ständischen Körperschaft 
8 5 0 0  fl. —  kr. betrugen , der M ehrbetrag  aber das E r- 
forderniß fü r einen M u sik leh rer, einen Lehrer der slavischen, 
dann der italienischen S p ra c h e , für die G cw erbs-Jndustrie- 
schnlc, den Unterricht der Hebammen und den Tanznnterricht 
darstellt.
D i e  IV. A u s g a b ö - R u b r i k :  B c s o l d u n g s -  u n d  

a n d e r e  B e i t r ä g e
umfaßte die B citragsle istnng  zu den G ehalten der B eam ten  
der B u c h h a ltu n g , der Kassen und der D om aincn  - A dm i
nistration m it 2 9 7 8  fl. 25  k r .; —  zu Schulzwecken, dem 
Ackcrbanfondc, der S tadtbelenchtnng, P ferdepräm ien u. s. s.
D i e  V., VI., VII. A u s g a b s - R u b r i k :  P e n s i o n e n ,  
G n a d c u g a b e n ,  B  a u r  c p a r  a t i o n e n » . S t e u e r n  
benöthigcn keines C om m entars.
D i e  VIII. u n d  IX. A u s g a b s - R u b r i k :  E l e m e n 
t a  r  - S  ch a d e n - V  e r  g ü t n n g u n d  T i l g u n g  d e r  

L a n d e S r  c q u i s i t i o n S - F  o r  d c r  n n g e n 
betraf n u r die den gleichen Em pfängen fü r diese speciellen 
Zwecke (E m psangsrnbrik  8 und 9) parallel gegenüberste
hende A usgabs-V errechnung.
I n  d e r  X . A u s g a b s - R u b r i k : E x t r a o r d i n a r i e n  
endlich, fand das E rforderniß  fü r Kanzlei- und sonstige 
unvorgcschenc A uslagen seinen ziffcrmäßigcn Ausdruck.

§• 4 .
W enn  an s dieser D arstellung einerseits unwiderlegbar 

nachgewiesen hervorgeht, daß der krainischc Provinzialfond 
in seiner vorcrörtertcn D o tirn n g  die M itte l gefunden hat, 
nicht n u r allen seinen Verpflichtungen nachzukommen, son
dern auch gemeinnützige, daS allgemeine LandcSintcreffe 
fördernde A nstalten in’8 Leben zu ru fe n , zu erhalten und 
zu unterstützen, ohne zu diesem Ende die S tcucrkraft des 
Landes m it Umlagen und Zuschlägen in Anspruch zu 
nehm en; so zeigt dieselbe andererseits nicht m in d er, m it 
welch' bedeutenden und hochherzigen O pfern  der Ergebenheit 
und T reue an seine Landesfürsten, das kleine, aber ge- 
sinnungsfestc Land K rain diese Einnahm öqucllen sich ver
dienen mußte.



D as kaiserliche W ort selbst anerkannte im Wcindatz- nnd 
Mittcldings-Aeqnivalcntc das w o h l b c g  r u n  det e Recht  
d e r  S  ch a d l o S h a l  t u n g der Landschaft fü r die außer
ordentlichen vom Lande zu S t a a t S z w c c k c n  gemachten 
Beiträge.

D as kaiserliche W ort selbst bestimmte die B ü r g 
schaf t  fü r den ungeschmälerten Rcchtsbcstand dieses, an 
der Hand der Geschichte erwiesenen, durch unumstößliche, 
verbriefte Zeugnisse bescheinigten E i g e n t h u m s ;  und es 
schien, daß ein ans s o l c h e r  Prämisse fußender, mehr als 
lOOjährigcr Besitz, schon in  sich se l bs t  genügende Ge
währ wenigstens dafür bieten sollte, daß seine Rcchtsmä- 
ßigkcit nicht in Frage gezogen werden könne.

I I .  Zeitabschnitt vom Jahre 1S09 bis ISIS.

§ •  5 .

Es ist selbstverständlich nicht Aufgabe dieses Vortrages, ! 
die folgenschweren Ereignisse alle zu schildern, welche der 
im  I .  1809 m it erneuerter W uth unternommene E in fa ll 
der Franzosen fü r die Verfassungs-Verhältnisse Krain's im  
Gefolge hatte.

I n  dem Wiener Friedensschlüsse an Frankreich abge
treten, und durch das Organisirungs - S ta tu t ddo. Paris  
15. A p ril 1811, zu einer C iv il - Provinz der vereinigten 
illyrischcn Provinzen nmgcschaffcn, wurde darin die vor
mals ständische Verfassung gänzlich igno rirt; die Einziehung 
aller Contributionen und Gefälle, die Aufhebung aller 
Brüderschaften und Consortien ausgesprochen, nnd fü r die 
zurückgebliebenen Zahlungen und Landcsschuldcu eine eigene 
Liquidirung in Aussicht gestellt. I n  letzterer Beziehung 
insbesvndcrs wurde von den Domcstical-Schuld-Capitalien 
ein Betrag von 1,057.821 fl. 51 kr. m it einer Verzinsung 
von 26.445 fl: 32 kr. in Renten-Anweisungcn auf Grund
zinse (Transferte und Rescriptionen) umgewandelt.

D er Pariser Friede vom 30. M a i 1814 gab Kram 
seinem angestammten Hcrrscherhause zurück, und cs wurde, 
wie bekannt, Gras S  a u r  a u als Hofcommissär zur Rcor- 
ganisirung der Provinz Krain entsendet.

M i t  Note vom 14. Ju n i 1814, N r. 232 Prov.- 
Ges. - Sam m l., ordnete G raf S  a n r  a u die Errichtung 
eines Provinzialfondeö fü r Krain an, und übergab die 
Gebarung und die Casse dem k. k. Zahlamte, die Ver
waltung aber der politischen Landcsstelle. Diesen Provin- 
zialsond untertheilte er, offenbar in Nichtbeachtung der 
vorerwähnten, vor der französischen Occupation bestandenen, 
factischen und rechtlichen Grundlagen, in folgende drei 
Hauptbestandthcile, a ls :

I. Rcalitätcn-Rechte und Activ-Capitalien, welche ein 
Eigenthum des durch die vorbestandenen Stände Krain 's 
vertretenen Landes bilden. Diese Untcrabtheilnng nannte 
er den landeshauptmannschaftlichen Fond.

II. Fonde, welche in Landcs-Angclcgenhciten errichtet, 
aber von den frühern Ständen verwaltet wurden, als 
welche er m it specieller Widmung bezeichnete:

a) den Provinzial - Schulden - Tilgungsfond ;
b) den Steuer-Schaden-Vcrgütnngsfond;
c) den M ilitä r-B equartic rungsfond ;
d) den Vorspannsfond.

III. Den Theatcrfond.
W as die erste Hauptabthcilung, den sogenannten lan

deshauptmannschaftlichen Fond belangt, so wurden:
a) die zwei Kasernen in Laibach nnd Nenstadtl, das M i 

litä r - Erziehungshaus, die Hauptwache, der Pulver-
thurm nnd das Schloß in Untcrthnrn vom Organi-
sirungs-Commissär zwar als Eigenthum der Provinz

erklärt, diese Gebäude jedoch dem M ili tä r  zur unent
geltlichen Benützung übergeben; die Kosten der E rhal
tung dieser Gebäude wurde dem M il i tä r  - Bcquar- 
tiernngsfondc zugewiesen.

b) D as Lyceum wurde zu Schulzwcckcn gewidmet, die 
Erhaltung desselben dem Provinzialfondc aufgebürdet.

c) D ie verschiedenen Mauthhäuscr sind einem abgesonder
ten landesfürstlichcn Wcgfondc zugewiesen, und aus 
dem Provinzialfondc ausgeschieden worden.

d) D as B a llhaus , das Haus Const.-N r .  195 in der 
Salcndcrgassc und die Eisgrube wurden zur zinsbrin
genden Vcrmiethung gewidmet.

e) Landhaus und B u rg  wurden zur unentgeltlichen Be
nützung der Behörden; endlich

f )  das Theater- nnd Rcdoutcn - Gebäude, dann die an
stoßenden Häuser Consc.-Nr. 136 und 137 am S t.  
Jacobsplatzc, zu einem selbstständigen, dem Theater- 
fondc bestimmt.
Von den sub II. angeführten, den Provinzialfond im 

engern Sinne bildenden einzelnen Fondcn wurden: der 
Feuer- nnd Wasserschaden-VergütungSfond in Folge allerh. 
Entschließung vom 19. Februar 1816 , der M il i tä r  - Be- 
quarticrnngs- und der Vorspannsfond in Folge allerh. 
Entschließung vom 29. J u li 1816 aufgelöst, und cs blieb, 
als einen speciellen Zweck im  Auge haltend, nur mehr der 
Provinzial-Schulden-Tilgungsfond.

Z u r D otirung dieses Fondes waren vom Organi- 
sirungö-Commissär, m it Rücksicht auf die vorgcdachtc W id 
mung einzelner ständischer Gebäude, alle jene Zuflüsse 
wieder eröffnet, welche im  §. 1 , als int Prälim inare des 
Provinzialfondcs eingestellt, aufgeführt werden; m it allei
niger Ausnahme der 8. und 10. Einnahmsrubrik, d. i. 
dem Beitrage von 15.000 st. aus der Staatskasse zur 
Elcmentar-Schaden-Vcrgütung und dem Straßcn-Constrnc- 
tions-Gcfällc pr. 43.500 fl.

Deßglcichcn legte er diesem Fonde die gleichartigen, 
oben §. 1 erwähnten Ausgaben, m it Ausnahme der 2., 8. 
und 9. Ausgabs-Rubriken fü r das Straßcn-Constructions- 
Capitnl, die Elcmcntarschaden-Vcrgütung und die T ilgung 
der Requisitions - Forderungen auf.

§• 6.
Es ist unverkennbar, daß dieser Schöpfung des da

maligen Organisirungs-Commissärs der Gedanke zu Grunde 
gelegen sein mochte, das durch die feindliche Invasion m it 
dem Staatscigcnthumc vermengte E ig e n th u m  der L a n d 
schaf t ,  fü r dieselbe wieder auszuscheiden, und sein Ertrügniß 
zur Deckung der Landcsbedürfnisse zu widmen.

Befremden aber muß cs , daß ungeachtet dieser sach
gemäßen , den RechtSbodcn einnehmenden Anschauung, in der 
Durchführung derselben die Consequenzen des Eigenthumes 
nicht beachtet, und insbcsonders in  der Widmung der ein
zelnen, der Landschaft gehörigen Gebäude, ganz nach 
W illkür vorgegangen wurde.

Nicht minder fä llt cs a u f, daß der Einthcilungsgrund 
in Rcalitätcn-Rechte und Activ-Capitalien, welche ein E i
g e n t h u m  des Landes gebildet; und im  Fonde, die in 
Landes - Angelegenheiten errichtet, a b e r  von den frühern 
Ständen v e r wa l t e t  wurden, —  in dem oben geschilderten 
historischen Ursprung dieser Fonde keinerlei Berechtigung 
findet.

Denn es ist durch keine Thatsache erweislich, daß 
zwischen den Realitäten-Rechtcn, Activ-Capitalien und bett 
übrigen Einnahms - Quellen des Provinzialfondcs jemals 
ein Unterschied in d e r Richtung gemacht wurde, als hätte 
sich die Landschaft nur rücksichtlich der Erstcrn, und nicht



auch hinsichtlich der Letztem als vollkommene Eigenthümerin 
des Provinzial - Fondcs angesehen, aus dessen g e m e i n 
s c ha f t l i c hen  Ertragnissen sie die Kosten der Landescr- 
fordernisse und des Landcshaushaltcs bestritt, und dessen 
Verwaltung durch ihre verordnete S te lle , der Landschaft 
nicht etwa als eine Concession zur Förderung von Rcgie- 
rungszweckcn, sondern als gesetzlicher Ausfluß des, oft 
mit so bedeutenden Opfern aus dem Domesticum, und 
für das Domesticum erworbenen Eigenthumes zukam.

Es bedurfte, um dessen klar zu werden, nur der 
Erinnerung, daß das Weindatz- und M itte ld ings-Acqu i- 
valcnt gewissermaßen nur die spärliche R e n t e  j e n c r  C a 
p i  t a l  i e n waren, welche in  alten Zeiten das Land Kram 
seinem Landesfürsten m it so großer Opferwilligkeit vorge
streckt hat.

I I I .  Zeitabschnitt vom Jahre I S I S  bis zur 
Neuzeit.

§• 7.

M i t  der a. h. Entschließung vom 29. August und 
17. November 1818 wurde dem Lande Kram seine vor- 
bestandene ständische Verfassung wieder zugestanden, und die 
Organisirnng des Landtages m it a. h. Entschließung vom 
12. August 1820 genehmiget.

Es kam die Frage zur Verhandlung, ob der P ro 
vinzial - Fond an die Stände zu übergeben sei oder nicht.

D ie  Stände legten das Prälim inare fü r das Jahr 
1820, worin sie die im §. 1 erwähnten Zuflüsse des 
Provinzial-Fondes m it . . . .  178.312 fl. 11 kr.
und den gegenüberstehenden Ausgaben pr. 177.068 „  49 „  
in Anspruch nahmen.

Hierüber erfolgte die a. h. Entschließung vom 28. 
A p ril 1821, K raft welcher von den so prälim inirten E in 
nahmen des Provinzia l-Fondes nur die aus der frühern 
ständischen Verfassung abgeleiteten „Posten" 2 ,  3 ,  4 ,  5, 
6 und 7 , zusammen m it . . . .  72.928 fl. 46 kr. 

und von den Ausgaben die Posten 
1, 3, 4, 5, 6 7 u. 10, zusammen m it 122.643 „  10 „
den Ständen zugewiesen wurden, wor-__________________
aus sich ein jährlicher Abgang von 49.714 fl. 24 kr. 

ergeben hätte.
Zugleich befahlen Sc. k. k. Majestät, die Stände vor

läufig darüber zu befragen, ob sic es vorziehen, den so 
dotirtcn Provinzial-Fond zu übernehmen, oder m it einer ans 
die Bedeckung ihrer Bedürfnisse berechneten, und nach 
einem jährlichen Voranschläge zu bestimmenden Dotation 
aus dem Aerare betheilt zu werden.

B e i der Beantwortung dieser Frage sei jede andere 
Rücksicht, als jene auf den wahren Vortheil des Landes 
zu beseitigen.

D ie  auf dem Landtage vom 18. Oktober 1821 ver
sammelten Stände Krain's beschlossen in einem Majestäts- 
gcsuchc an die Stufen des et. h. Thrones die B itte  nieder
zulegen , daß sie die Einziehung des Provinzial - Fondes 
nicht wünschen können, sondern im  Interesse des Landes 
bitten müssen, demselben den Provinzial-Fond, so wie er 
w a r ,  zurückzugeben.

Am 15. December 1826 wurde den Ständen das 
Gubernial-Decret vom 1. December 1826, Z . 23703, zu
gestellt , nach dessen In h a lt Se. Majestät m it a. h. Ent
schließung vom 6. J u li 1826 die Aushebung des bisher be
standenen krainischen Provinzial - Fondes und dessen Jnca- 
merirung anzuordnen geruht haben, und daß die näheren 
Bestimmungen hierüber nachträglich bekannt gegeben werden.

Noch^ bevor diese herablangten, hat die ständisch - ver
ordnete Stelle in  dem Majestütsgesuchc vom 3. Jänner 
1827 die Bestürzung des Landes über diese Verfügung 
höchsten O rts  zur Kenntniß gebracht, und um die B e w illi
gung gebeten, die Stände Krain's zu einem außerordcnt- 
lichen Landtage zusammen berufen zu dürfen, um über diese 
das Landcsintcresse so tief berührende Maßnahme B era
thung zu pflegen.

M i t  dem Decrcte vom 15. Februar 1827, N r. 3220, 
endlich wurden den Ständen die von der k. k. Hofkanzlei, 
im Einverständnisse m it der Studien - Hofcommission und 
der Hofkammcr, m it betn Erlasse vom 17. Nov. 1826, N r. 
29105, getroffenen nähern Bestimmungen, hinsichtlich der 
Jncamerirnng des Provinzial-Fondcs, bekannt gegeben.

Nach diesen Bestimmungen sollten, m it Hinweisung 
auf das im  §. 1 erwähnte P rä lim inare:

a) D ie  drei ersten Einnahms-Rubriken, d. i. die Steuer- 
procentc, dann das Weindatz - und M ittcld ings-Aegui- 
valcnt dem Staatsschätze anheim fallen;

b) das G ut Unterthurn, als Cameralgnt behandelt, und 
die Rcntgeldcr zum Staatsschätze einbczogcn werden;

c) die Hauszinse der ständischen Gebäude sollten dem 
Staatsschätze zufallen, und die Gebäude selbst in die 
S taats - Domainen - Verwaltung übergehen;

fl) das Musik - Jmpostgefälle bis zur Entscheidung über 
dessen Fortbestand, —  ebenso

v) die Zinsen der ständischen Activ-C apita lien, in den 
Staatsschatz einstießen;

k) der Elementar - Schaden - Vergütungs - B e itra g , m it 
Rücksicht auf die Einführung von Steuer-Nachlässen, 
ganz entfallen;

g) das Wein - Aufschlagsgcfülle dem Aerare zugewendet 
werden, wogegen dieses die Berichtigung des krain. 
Zwangsdarlehens von den Jahren 1805/6 und 1809/10 
übernahm, endlich

h) das Straßen - Constructionsgcfäll dem k. k. Aerare 
zufallen.
Dagegen wurde hinsichtlich der ständischen Ausgabs

posten bestimmt:
a) Daß die Berichtigung der ersten und zweiten Aus

gabspost, d. i. die Verzinsung der Domcsticalschuld, 
und die T ilgung der Planinacr-Straßen-Constrnctions- 
Capitalicn vom Staatsschätze übernommen werden solle;

b) daß die dritte Ausgabspost an Besoldungen und Emo
lumenten ans der den Ständen jährlich zu bewilli
genden Dotation bestritten werden solle;

o) von den in der vierten Ausgabs-Rubrik enthaltenen 
Bcsoldungs- und andern Beiträgen hätten die B e i
träge fü r die Stadtbclcnchtnng, da diese nur der 
städtischen Gemcinde-Casse obliege, ganz zu entfallen,—  
andere Beitrüge wurden zur Uebernahme betn Studicn- 
und Religionsfonde, ober dem Staatsschätze zuge
wiesen ;

tl) die fünfte Ausgabs - R ubrik : Pensionen, Provisionen 
u. s. f. sollten, nach Gebühr und Erforderniß, aus 
der den Ständen jährlich zu bewilligenden Dotation 
berichtigt werden;

e) die Kosten fü r Baureparationen wurden bezüglich des 
Landhauses der obgcdachtcn Dotation —  bezüglich 
des Lyceums dem Studienfonde —  bezüglich aller 
anderer Gebäude dem Staatsschätze, als künftigen 
Eigenthümer derselben, zugewiesen;

f) das Gleiche galt hinsichtlich der siebenten AnögabSru- 
brik fü r S teuern;

g) D ie  Elemcntar-Schadcn-Vcrgütnng habe aufzuhören; 
der dießfatligc Ende 1826 verbliebene Casta-Vorrath



von 11.526 fl. 8 fr . sei nach den einschlägigen, biShin 
bestandenen Dircctivcn zu vertheilen;

h) die Tilgung der Landcs-Requisitionsfordcrungen ans 
dem Weinaufschlage übernahm der S taat ans Grund
lage der m it Gubernial-Currende vom 1. M ärz 1826, 
N r. 3422 , angebahnten L iqu id irtm g;

i) endlich sollte die zehnte Ansgabspost: der Extraordi
narien, m it der gehörigen Begründung von Fall zu Fa ll 
in  das ständische Prälim inare aufgenommen werden. 
Zugleich wurde verfügt, daß das k. k. Camcral-Zahl-

amt weitershin die ständische Cassc zu besorgen haben werde.

§. 8.
Es war begreiflich, daß durch eine Verfügung solcher 

A r t ,  die dem Lande zugestandene ständische Verfassung zu 
einem Scheinleben vcrurthcilt, und die Landcsvcrtretnng in j 
solche Abhängigkeit von der Regierung gebracht wurde, daß 
eine zur allseitigen Wahrnehmung und Förderung der Landcs- 
Jntcrcssen ersprießliche Thätigkeit derselben, schon von 
vorne herein unmöglich gemacht wurde.

Denn wollte man das wieder aufgelebte In s titu t der 
Stände für etwas Besseres ansehen, als fü r eine Versor
gungs-Anstalt einiger Functionäre, so mußte mau der 
Landes - Vertretung m it dem ih r zugewiesenen W irkungs
kreise auch die M itte l gönnen, sich darin im Interesse des 
Landes unabhängig und unbeirrt zu bewegen. Wollte man 
ernstlich in den Vertretern des Landes jene Organe ersehen, 
deren Bestimmung es nach dem §. 5 des kais. Statutes 
vom 29. August 1818 w a r, alle Gegenstände wahrzu
nehmen, „welche das W ohl der P rovinz, „das W ohl der 
S tände, oder jenes eines einzelnen Standes betreffen", so 
mußte die Staatsverwaltung die Rolle des Vormundes der 
Vormünder ausgeben; sie mußte, wenn sic „die tiefen 
Wunden, welche „das Land in einer verhängnißvollcu Zeit 
getroffen hatten", wirklich heilen wollte, vor Allem d a fü r  
sorgen, daß dem Lande s e i n  E i g e n t h u m ,  sein Ver
mögen : der Provinzialfond rückgegeben werde.

D ie  Stände Krain 's zögerten auch keinen Augenblick, 
in  dieser Richtung um Abhilfe zu bitten, und überreichten, 
nachdem die auf dem Landtage vom 15. Oktober 1827 [ 
beschlossene Absendung einer eigenen Deputation höchsten : 
O rts  nicht genehmigt wurde, unter dem 8. M ärz 1828 
abermals ein Majestäts-Gesuch, worin sie um die Rückgabe : 
des Provinzialfondes, m it der Dotirnng der e r st e n acht j
Einnahms - Rubriken pr.......................  124.107 fl. 57 kr.
gegen Uebernahme der 1. 3. 4. 5. 6.

7. 8. n. 10. Ausgabs-Rubrik, im 
prülim inirten Betrage von . . . 119.123 „  22 „ 

baten.
Hierüber crfloß die allcrh. Entschließung vom 3. Aug. 

1829 , des In h a lte s : es seien die den krainischen Stünden 
vormals eigenthümlich zugehörig gewesenen Realitäten und 
Activ - Capitalien gehörig auszumitteln, und wieder ihrer 
vorschriftmäßigen Verwaltung und Gebarung zu übergeben. : 
Sonst habe es bei der allcrh. Entschließung vom 6. J u li 
1826 in der A rt zu verbleiben, daß bei dem Ausmaße 
der jährlichen Dotation der Stände ih r eigenes Einkommen 
gehörig zu berücksichtigen sein werde.

Rach dem Hofkanzlei - Dccrete vom 22. Sept. 1832, 
N r. 20 .681 , habe bei der Beurtheilung der Eigcnthums- 
srage der Besitz vom Jahre 1809 als Basis zu dienen, ; 
und wurde in Folge allcrh. Entschließung vom 16. Jänner 
1841 (Hofkanzlei-Decret vom 26. Jänner 1841, Z . 2570), 
anerkannt, daß bei Berechnung a l l e r  den Ständen in 
Gemäßheit der allcrh. Entschließung vom 3. August 1829

zurückzuerstattenden Vermögenstheile der 29. August des 
Jahres 1818 als terminus a quo anzunehmen sei.

Endlich sprach die allcrh. Entschließung vom 16. 
Jänner 1841 (Gnbcrnial-Dccret vom 18. Februar 1841, 
Z . 3 506 ), und jene vom 3. Sept. 1841 (Gub. - Dccret 
vom 10. Sept. 1841 , Z . 23 .455), den weitern Grund
satz aus: „daß die Rückgabe dieser Vcrmögcnsbcstandthcilc 
u n g e s c h m ä l e r t ,  somit ohne der Gcgenrcchnung irgend 
einer ältern ärarischen Forderung, an die krainischen Stände 
o d e r  an den an die Stelle derselben getretenen krainischen 
Provinzialfond zu erfolgen, und von einer die Vergan
genheit betreffenden'Ausgleichung der Nutzungen und Zinse 
m it der den Ständen für diese Zeit ans dem Staatsschätze 
verabreichten Dotation abzukommen habe."

Ueber die nun bezüglich jeder einzelnen Realität an
gebahnte Verhandlung, und über wiederholte Beschwerden 
und Majestätsgcsuche wurden der Landschaft rückgcstcllt:

I. A n  R e a l i t ä t e n :

1. D ie  B urg  am 23. M a i 1833;
2. das Landhaus;
3. das Hans Consc.-N r .  195;
4. das Ballhaus.

Diese drei Realitäten am 22. Fcbr. 1833.
5. das Theater;
6. die Rcdoutc;
7. die Häuser Consc. - N r. 136 und 137.

Diese drei Objecte, unter Widmung zu einem selbstständig 
zu verwaltenden Thcaterfondc am 23. M a i 1833.

8. D as Lyccal-Gebäude am 23. M a i 1833;
9. die M ili tä r  - Hanptwachc;

10. und 11. die M ili tä r  - Kasernen in Laibach und Ncu- 
stadtl, jedoch nur m it dem laut Hofk. - Dccrete vom 
31. August 1843 , Z . 35.090, m it 34.235 fl. 12 kr. 
ermittelten, scalamäßig auf 22.235 fl. 18 kr. rcdu- 
cirtem Aequivalente;

12. das M ilitär-Knabcn-Erzichungshaus, jedoch nur m it 
dem dafür ermittelten Werthe von 9257 fl. 15 kr. 
sammt 5°/0 Zinsen seit 29. August 1819 (Hofkanzlei- 
Decret vom 21. August 1846 , N r. 28 .139),

13. die Mauthhäuscr:
a) an der Carlstädter Linie (Hosk.-Decrct vom 28. M ärz 

1832 , N r. 20.681);
b) Oberlaibach;
c) P lan ina ;
d) Neudcgg;

welche vier Objecte zu Gunsten der Stände veräußert 
wurden, während das Eigenthum der noch übrigen, 
im §. 2 erwähnten Mauthhäuscr, so wie jenes des 
Pulvcrthnrmcs und der Eisgrnbe den Ständen ab
erkannt wurde, weil sie den formellen Beweis des 
Eigenthnmstitels zu liefern außer Stande waren. 
Endlich

14. das Gut Unterthurn.

II. A n  A c t i v - C a p i t a l i c n :

Von bett im §. 2 ad 7) erwähnten Activ-Capitalicn 
wurde die Post 1) rückbezahlt. Für die sub Post-Nr. 2, 
3, 4, 5 erwähnten Obligationen erhielten die S tände :

a) die 2°/0 Hofkammcr - Obligation C. M . 
N r .° - " / , „2 « ,d d o . l .J ä n . l8 4 5 ,p r .  33.000 fl. —  kr.

b) die dto. dto. N r. <J20G/51GgG pr. 23.785 „  —  „
c) die dto. dto. N r. a2G2/13tn  pr. 1410 „  —  „
d) die 3V2°/0 Verlosungs-Obligation

N r. 9846 pr...................................... 1000 „  —  „



e) fü r die am 1. M a i 1841 gezogene 
2 V2°/0 kram.-stand. Acrar.-Oblig.
N r. 2 pr. 2000 f l. ,  N r. 380 pr.
4150 fl. und N r. 158 pr. 320 fl. 
haben die Stünde die Barzahlung 
erhalten.

F ü r die dem Straßen-Constrnct.-Fondc 
sub Post-Nr. 6) gemachten Vorschüsse 
pr. 31.283 sl. 17 kr. B .  Z . erhielten 
die Stünde den nach dem Patente vom 
6. M ärz 1810 redncirtcn Betrag von 15.737 fl. 25 kr. 

F ü r die dcmNavigations-Fondc gemachten 
Vorschüsse (Post-Nr. 8) pr. 32.222 fl.
3 %  kr., ohne weitere E rörterung über 
den incamcrirtcn Vermögensrcst des 
bestandenen FondcS, den scalamüßig
reducirtcn Betrag v o n .........  14.239 „  10 „

F ü r die dem M il i tä r  - Fonde geleisteten 
Vorschüsse (Post-Nr. 9) den Betrag von 22.235 „  18 „  

F ü r die an Private gegebenen Darlehen 
(P o s t-N r. 10) nach einer genauern
L iq u id i r u n g ........................... 5285 „  31 „

Endlich fü r die oben t-uh e) erwähnten 
verlosten Obligationen den Betrag von 6470 „  —  „

daher zusammen . . 63.967 fl. 24 kr.
welcher Betrag beim Cameral-Zahlamte erhoben und sohin 
fruchtbringend angelegt wurde.

Eine Abrechnung oder Vergütung der bis zur Ucbcr- 
gabc dieser Obligationen und Activa verfallenen Zinsungen 
und Interessen ist nicht erfolgt.

D ie Ansprüche an den Contributions-Abschreibungs- 
Fond (Post-Nr. 7) pr. 20.000 sl. und auf die einschlägigen 
Obligationen wurden, m it dem Hofkanzlei - Decrcte vom 
28. Febr. 1844, Z . 2623, als zur Vergütung nicht geeignet 
abgewiesen, weil „der erwähnte Fond nicht aus landschaft
lichen Domcstical-M ittcln, sondern aus bestimmten Steuer- 
Tangenten m it einer speziellen, nicht mehr bestehenden 
Widmung gebildet worden ist, und keineswegs als ein 
eigenthümliches Activ-Capital der Stünde K rain 's, sondern 
nur als ein nach der vormaligen Einrichtung des StcnerwescnS 
von ihnen verwaltetes Vermögen angesehen werden kann."

Deßglcichcn wurde m it allcrh. Entschließung vom 16. 
Jänner 1841, „a ls  außer Frage liegend", der Anspruch 
der Landschaft auf die Rückstellung nachstehender Activ- 
Objecte rückgewiesen, a ls :

a) dcS dem Provinzial-Fondc zugewendet gewesenen 5 ° ’0 
Bezuges von der Grundsteuer des ganzen Landes;

b) des Wcindatz - Acquivalentcs;
c) des abgedachten M itte ld ing - AcguivalcntcS;
d) des bestandenen Musik - Jmpostgcfüllcs;
e) des ans der Staats-Ausgabcn-Casse in den Provin- 

zial-Fond geflossenen Beitrages fü r Elcmcntarschadcn- 
Vergütung, und

f )  dcö Oberlaibachcr und Planinacr Straßcn-Construc- 
tionS - Gefälles.

D ie  vorbcstandcncn Stünde Krain's haben cs nicht 
unterlassen, in Folge der Landtags-Beschlüsse der Jahre 
1841 bis 1847 gegen diese Verfügungen in dreifacher 
Richtung bis an die Stufen des allcrh. Thrones um Ab
hilfe zu bitten, indem sic sich

1. um die Vergütung der Nutzungen von den rückgcstclltcn 
Realitäten und Activ-Capitalien vorn 29. August 1818;

2. um die Rückgabe des Contributions - Abschreibungs- 
Fondes, endlich

X V II. Landtags-Sitzung.

3. um die Rückeinantwortung des Weindatz- und M itte l
dings-Acquivalentcs, dann des Oberlaibachcr und 
Planinacr Constrnctions-Gefülles —  wiederholt und 
angelegentlichst bewarben.

A lle in , alle ihre B itten  und-- Vorstellungen fanden 
keine E rhörnng, denn:
ml 1) wurde m it allcrh. Entschließung vom 14. M a i 1844 

(Hofkanzlei-Dccrct vom 25. M a i 1844, Z . 15.662), 
unter Berufung auf die allcrh. Entschließung vorn 
3. August 1841, wornach cö von jeder Ausgleichung 
zwischen den Nutzungen und den aus betn S taa ts
schätze den Ständen verabfolgten Dotationen fü r das 
Vergangene abzukommen habe —  erklärt, daß hier
nach auch jeder Anspruch auf einen solchen Ersatz entfalle; 

ru! 2) wurde m it allcrh. Entschließung vom 5. Dec. 1846 
(Hofkanzlei-Dccrct vom 8. Dec. 1846, N r. 41.113) 
verordnet, daß cs bei den früheren Bestimmungen 
zu verbleiben habe, und

all 3) wurde m it allcrh. Entschließung vom 18. A p ril 1843 
(G ub.-C nrr. vom 12. M a i 1843, Z. 10.541) dem 
abermaligen Majestäts-Gesuche der Stünde keine Folge 
gegeben.

Unter dem 10. M a i 1848, Z . 243, versuchten es die 
Stände schließlich nochmals, ih r Begehren vor S r . k. k. 
Majestät zu erneuern; erklärten jedoch m it Rücksicht auf 
die damaligen Zeitverhältnisse unter dem 19. August 1848, 
Z . 599, daß sic v o r l ä u f i g  von dem Begehren um V o r
lage ihres Majestäts-Gesuches abstehen.

Obwohl in der Folge in dieser Richtung kein weiterer 
Schritt geschehen war, so verwahrten sich die Stände doch 
jedesmal bei der Vorlage des behufs der Bestimmung ihrer 
Jahres - Dotation abgeforderten Präliminares ausdrücklich 
vor der Zum nthung, daß dasselbe ein Prälim inare dcö 
gesummten, von der Landschaft als ihr früheres Eigenthum 

; beanspruchten Vermögens sei.
M i t  der Bemerkung endlich, daß diese Jahres-Dota- 

tion im lOjührigcn Durchschnitte der Jahre 1840 bis 1850 
in runder Summe jährlich 12.000 fl. C. M .  betragen habe, 
schließt sich die Reihe der historischen Thatsachen in der 
Tragödie des train. Provinzial-Fondcs und in den wahrlich 

1 m it ancrkcnncnswerther Beharrlichkeit unternommenen Ver
suchen zu dessen Wiedererlangung fü r das Land Krain.

§. 9.
Und was nun? S o ll der Landtag, als dermaliger 

verfassungsmäßiger Vertreter des Landes, den Faden der 
Verhandlung wieder aufnehmen, oder darf er, ohne sich 
dem Vorwürfe träger Sorglosigkeit auszusetzen, zuwarten, 
bis die Staatsverwaltung etwa „bei den veränderten Ver
hältnissen" auch diese karge Dotation dem Lande entziehe, 
unter dem Vorgeben, daß dieselbe nur eine int Gnaden
wege den v o r b c st a n d c n e n S t ü n d e n  gewährte Aus
hilfe gewesen sei, und m it d i e s e n  zugleich aufgehört habe?

W ir  glauben, cs sei eine der ersten Pflichten des 
krainischen Landtages, den Rechtsbodcn nicht aufzugeben, 
in welchem seine Ansprüche wurzeln, und bett Versuch ihrer 
Geltendmachung in dem Momente zu erneuern, in welchem 
bem Lande m it dem R ech te  der Selbstverwaltung auch 
die A u f g a b e  zufie l, fü r die M itte l dieser Verwaltung 
zu sorgen.

M an  wende dagegen nicht ein, daß die in M itte  
liegenden bisherigen Entscheidungen jeden einschlägigen Ver
such schon von vornhcr als fruchtlos erscheinen lassen müssen, 
denn der Ausgangspunkt ist und bleibt jene allcrh. Ent
schließung, womit die Rückgabe des dem Lande Krain 
gehörig gewesenen Vermögens, auf Grundlage seines B c-



standcs vom J .  1 8 0 9 , verordnet wurde. S in d  in der 
Folge bei der von den B ehörden  eingeleiteten D  u r  ch - 
f ü h r u n g  dieses Grundsatzes einzelne dem Lande ungün
stige Entscheidungen selbst höchsten O r t s  erflosscn, so geschah 
d ieß , w e il, um mich der W orte des Hofkanzlei - D ecretes 
vom 31. August 1 8 4 5 , Z . 3 5 .0 9 0 , zu bedienen, „unrich
tige Angaben" a ls  G rundlagen  dieser Entscheidungen im 
Auge gehalten w urden; oder, weil m an über die historische 
und hier allein maßgebende B e g r ü n d u n g  der Ansprüche 
des Landes m it solcher Oberflächlichkeit hinwegschlüpfte, daß 
thatsächlich in k e i n e r  dieser Entscheidungen auch n u r an 
näherungsweise der Versuch gemacht w urd e , das Gewicht 
d i e s e r  h i st o r  i s ch c n G  r  ü n d c abzuschwächen oder selbe 
zu widerlegen.

Ebensowenig liegt in „den veränderten Zeitvcrhält- 
nisscn" ein hinlänglicher G ru n d , diesen Versuch auszugeben, 
denn es fräg t sich nicht um die O pp o rtu n itä t einer politischen 
M aß nah m e, sondern in erster Linie um das heilige R e c h t 
des E ig en th u m s, um  die Abwehr eines unbehörigcn E in 
griffes in dasselbe. —- W a s  Recht i s t , m uß a ls  solches 
un ter allen politischen Constcllatioucn zur G eltung gebracht 
werden dürfen, und Zeitvcrhültnisse, welcher A rt sie immer 
sein mögen, können nie und nim m er einer Rechtsverletzung 
durch die M acht der Umstände den Schein  und die W eihe 
des Rechtes ans die D au e r vindicircn.

D a ß  eine feindliche, in das Land eingedrnngene Armee 
das Eigenthum  des Landes nicht beachten würde, dieß lag 
eben in der N a tu r  einer solchen In v asio n , welche den Com- 
m cntar zum Recht nur m it der Spitze ihrer B ajonnctte  zu 
schreiben gewohnt is t ; —  allein der ö s t e r r e i c h i s c h e n  
R egierung gegenüber w ar K rain  im I .  1809  keine aus 
Abtrünnigkeit a b g e f a l l e n e ,  sondern im W iener Frieden 
a b g e t r e t e n e ;  im I .  1 8 1 4  keine w i e d e r e r o b e r t e ,  
sondern durch den P arise r Frieden wieder z u r ü c k g e f a l 
l e n e  P rovinz. (Lebhafter B e ifa ll ;  R u fe : S e h r  richtig!)

W enn somit nach der R corganisiruug des Landes, 
S ta a t s  - oder sonstige politische Rücksichten die Jncam cri- 
rnng  des krainischen P rov inz ia l-F ondes nothwendig erscheinen 
ließen, so konnte ein M o n arch , der zu seinem Wahlsprnche 
die D evise: „Justitia  regnorum  funduincnlum « gewählt hat, 
diese Jncam erirung  n u r unter der Voraussetzung geneh
m igen , daß ein M o d u s  gefunden werde, das Land K rain  
fü r diese Einziehung seines V ertuögcns zu entschädigen.

Diese Entschädigung aber bestand, wenn auch nicht 
im vollen Umfange des frühern Erträgnisses dcS P ro v in 
z ia l-  F o n d e s , gerade in der alljährlich aus dem S ta a t s 
schätze bewilligten D o ta tion .

D e r  W o rtla u t der a. h. Entschl. vom 28 . A pril 1821 , 
wornach die S tä n d e , a ls  damalige V ertreter des Landes, 
darüber zu befragen w a re n , ob sie den P rov inzia l - Fond 
innerhalb gewisser Begrenzung rückübernchmen, ober d a f ü r  
eine, alljährlich zu prälim inirende D o ta tion  ans dem S ta a t s 
schätze zu erhalten vorziehen; der weitere In h a l t  der a. h. 
Entschl. vom 3. August 1 8 2 9 , wornach bei bcr Bemessung 
dieser D o ta tio n  die Einkünfte aus den, den S tän d en  nach 
und nach znrückübergebenen einzelnen Bestandtheilen des 
frühern P rov inzia l-Fondes zu berücksichtigen w aren; endlich 
der W o rtla u t der a. h. Entschließungen vom 16. J ä n n e r  
und 3 . S e p t. 1 8 4 1 ,  wornach die Rückgabe des frühern 
Landes - V erm ögens u n g e s c h m ä l e r t  zu erfolgen hatte, 
stellen es über allen berechtigten Zweifel klar h erau s, daß 
diese D o ta tio n  ihrem  U rsprünge und ihrer N a tu r nach bloß 
jene , und zwar karge Entschädigung fü r die frühern viel 
ergiebigern, nun vom S ta a te  fü r sich eingezogenen E in 
nahm squellen des ehemaligen P rov inz ia l-F ondes vorstellte.

Hiebei kann der U m stand , daß diese D o ta tio n  ihrer 
Z iffer nach veränderlich w a r ,  nicht n u r nicht verfangen, 
sondern er liefert m it Hinblick darauf, daß auch die frühern  
Zuflüsse des P rov inzia l-Fondes zum Theile variabel w aren, 
einen weitern A nhaltspunkt fü r die B ehaup tung , daß dieses 
D o ta tio n s  - V erhältniß  n u r ein S u r r o g a t  des früher 
bcstandeucu, und diese dem Lande zufließende R ente, einen 
T h e il , und ein A c q n i v a l e n t  des Landes - V erm ögens 
zu bilden bestimmt w ar.

I s t  aber dieses die rechtliche N a tu r  dieser D o ta tion , 
dann ist cs unvermeidliche Couscqncnz des R echtes, daß 
dieser Zufluß  m it der Durchschuittsquotc von jährlich 1 2 .0 0 0 fl. 
dem Lande so lauge bleibe, so lange demselben die übrigen 
Renten des P ro v in z ia l-F o n d e s , deren S te lle  er vertritt, 
vorenthalten werden.

Z w a r will m an darauf hinw eisen, daß die S t a a t s 
verw altung m it der Jncam erirung  des krain. P rov inz ia l- 
Fondes auch die Verzinsung der Landesschuld übernom men 
habe , allein dieser E inw urf verliert jedes G ew icht, wenn 
ihm die E rw ägungen entgegengestellt w erden:

D a ß  der krain. P ro v in z ia l-F o n d , B ew eis des im §. 1 
erörterten V oranschlages, in seinen dam aligen Zuflüssen 
nicht n u r volle Deckung fü r die Verzinsung der Landcs- 
Schuld fa n d , sondern m it einem activen Zahresüberschusse 
b ilan c irte ;

daß die S ta a tsv e rw a ltu n g  in den von J a h r  zu J a h r  
gesteigerten S tcu c rp o stn la tcn , sowie in den vorenthaltenen 
W eindatz- und M itte ld in g s - Acquivalcntcn sich nicht nur 
die M itte l zu dieser Verzinsung a u s  d e m  L a n d e s -  
V e r m ö g e n  erholte, sondern den Ucbcrschuß dieser R enten 
zur Am ortisirung des C ap ita ls  der Landes - Schuld hätte 
verwenden können und sollen;

daß die S ta a ts v e rw a ltu n g , infoferne das h. A crar 
ans dem I .  18 06  selbst a ls  G läub iger des Landes m it 
einer D arlehens-F orderung  von 2 0 0 .0 0 0  fl. erschien, sich 
auch wirklich diesen C ap ita l-S chuldbetrag , nach I n h a l t  des 
H ofkam m er-P räsid ial-E rlaffcs vom 1. Fcbr. 1 8 23 , Z . 2 4 8 7  
(G ub .-D ecret vom 28 . Fcbr. 1 8 23 , Z . 2 1 6 5 ), an s  den seit 
1 . N ov. 1 8 1 7  bis Ende O ctober 1 8 2 0  fü r den P rov inz ia l- 
Fond rückständigen M itte ld in g s - Aeqnivalente rückbezahlte;

daß endlich das Land K rain  sicherlich kein Bedenken 
tragen w erde, die Verzinsung der Landes - Schuld wieder 
auf sich zu nehm en, woferne ihm auch n u r die drei ersten 
Rubriken des frühern Einkommens des P rov inzia l-Fondes 
neuerlich zur V erfügung gestellt würden.

A lle in , selbst wenn der RcchtSpuukt der vorliegenden 
F rage nicht so fest begründet w ä re , wie er in der T h a t 
gegründet erscheint, würden politische Rücksichten cs gebie
terisch erheischen, dem Lande K rain  den bezüglichen Z ufluß  
nicht zu entziehen.

D e n n , wenn die S taa tsv e rw a ltu n g  einsehen gelernt 
ha t, daß das W ohl des Gesam m tstaates seine festere G ru n d 
lage in  der Autonomie der einzelnen K ronländer gewinnen 
kann , so bleibt cs auch fü r die Gesam m theit nicht gleich- 
giltig, ob eine P rovinz, die in Folge unverschuldeter K riegs- 
zufällc ih r ganzes Landes - Verm ögen eingebüßt h a t ,  die 
M itte l  besitze ober n ich t, m it den üb rigen , von derlei 
Ungemach verschont gebliebenen Provinzen in der F örde
rung dcS Gesammt-StaatSzweckcS gleichen S c h ritt zu halten; 
oder ob sic dieses n u r auf die G efahr hin thun  könne, 
daß sic sich zur Ermöglichung ih rer autonomen Bew egung 
durch S teuerum laqen  und Zuschläge v o l l e n d s  verblute. 
(B ra v o , B r a v o !)

D enn  in dieser Richtung kann sich wohl N iem and der 
Ueberzeugung verschließen, daß jede O pfcrw illigkcit und 
B eitragsleistung  des Einzelnen ihre, innerhalb der Schranken



der M öglichkeit gezogene, natü rliche  G ren ze  f in d e t ,  und 
daß  d a s  A bsterben auch n u r  e i n e s  G lied es  im  S t a a t s 
körper der G esam m th e it desselben fü h lb a r  w erden  müsse. 
( R u fe :  S e h r  rich tig !)

W ill  m a n  endlich auch den G rü n d e n  der B illig k e it 
sein O h r  nicht verschließen, so m uß  m a n  zn der U eber
zeugung g e lan g en , daß die P ro v in z  K r a in ,  welche durch 
J a h rh u n d e r te  daö B o llw erk  gegen die R au b z ü g e  der O s m a n e n  
f ü r  daS g c s a m  m  t e O esterreich g e b ild e t, und  a l s  tre u e r  
W äch ter der O stm ark  a lles Ungem ach u nd  alle O p fe r  des 
V orpostcndicnstcö  allein  g etragen  h a t, diesen kleinen E rsatz 
f ü r  d a s  viele G u t  und  B l u t ,  welches sie in  dieser ih re r  
B es tim m u n g  hingegeben h a t ,  auch im  überschwenglichen 
M a ß e  verdiene. ( B r a v o , B r a v o !)

I m  Angesichte dieser T hatsachen  und  V erh ältn isse  d a ra n  
zw eifeln w o lle n , daß eine gerechte R eg ie ru n g  und  die in  
W ien  tagende V e rtre tu n g  des gestim m ten R eiches diesen 
G rü n d e n  des R echtes, der P o lit ik  u nd  der B illig k e it gegen
ü b e r tau b  bleiben w ü rd e , —  hieße dieselben geradezu be
le id ig en ."  ( B e i f a l l ;  R u f e :  S e h r  g u t! )

B erich te rs ta tte r » . S t r a h l :  S o  schnell und  fest sich 
dem G esagten  zufolge dem L andes - Ausschüsse die U eber
zeugung au fg ed rän g t h a t, daß d a s  Land a n s  der J n c a m c -  
r iru n g  seines P ro v in z ia l-F o n d c s  A nsprüche an  d a s  h. A c ra r  
zu stellen berechtiget sei, ebenso zw eifelhaft und  schwankend 
w a r  der L a n d e s-A u ssc h u ß  über die F r a g e , welcher W eg  
zu betreten  se i, u m  zu diesem Ersätze zn gelangen . Liegt 
es im  In te re sse  des L a n d e s , die R e a c tiv iru n g  des P r o 
v in z i a l - F o n d c s ,  sowie er activ  und  passiv bestanden h a t, 
an zu s treb en , oder ist es vorzu zieh en , im  W ege des V e r
gleiches eine P an scha l-A bfind un g  fü r  seine E n tschäd igu ng s- 
A nsprüche an zun eh m en ? D a s  hohe H a u s  w eiß es a n s  der 
D enkschrift, daß  der L andes-A usschuß  sich zu dieser letztem  
A lte rn a tiv e  entschlossen h a t ,  u n d  es w ird  n u n  S a c h e  des 
F in a n z -A u ssc h u sse s  se in , die G rü n d e  zu p rü fen  und  zn 
e r ö r te r n , welche den L andes - A usschuß zn dieser Ansicht 
bestim m t haben.

Ich  erlaube m ir  daher im  N am en  des L an des - A u s 
schusses h ier den A n tra g  zu ste llen : D a s  h . H a u s  wolle 
beschließen, den G egenstand  der F r a g e ,  welche Ansprüche 
d a s  Land K ra in  a n s  der J n c a m c r irn n g  seines P ro v in z ia l-  
F o n d c s  an  d a s  h. A c ra r  zn stellen h a t und wie dieselben 
durchzuführen s in d , dem F in a n z  - Anöschnssc zu r V o rb c ra -  
th u n g  zn überw eisen.

P r ä s i d e n t :  Ich  eröffne n u n m eh r die D e b a tte  ü ber 
diesen G egenstand  und lade jene H e r r e n , welche dießsalls 
d a s  W o r t  ergreifen  wo l l e n , e in , dasselbe zn verlang en . 
( E s  m eldet sich N ie m a n d ; zum  B erich te rs ta tte r g e w e n d e t) : , 
I c h  bitte um  den A n tra g .

N achdem  N iem an d  daö W o r t  zn ergreifen  gewünscht 
h a t ,  so schließe ich die D e b a tte  und b ringe den A n tra g  
des L andes - Ausschusses zur A b stim m u n g , welcher dah in  
g e h t: „ D a s  hohe H a u s  w olle beschließen, der G egenstand  
der F r a g e , welche A nsprüche d a s  L and K ra in  a n s  der 
J n c a m c r irn n g  seines P ro v in z ia l  - FondeS  an  d a s  h . A cra r  
zn stellen habe und wie dieselben durchzuführen s in d , sei 
dem F in a n z  - Ausschüsse zuzuw eisen." W en n  die H erre n  
m it diesem A n trag e  einverstanden s in d , so bitte ich , sich 
zu erheben. (G eschieht.) E r  ist einstim m ig angenom m en.

W ir  haben noch einen G egen stand , d a s  is t :  den B o r 
tra g  wegen A ufhebung der B ro tsa tzu n g .

B erich te rs ta tte r A m b r o s c h :  Ic h  m uß v or A llem
b erich tigen , daß cs sich nicht bloß um  die A ufhebung der 
B ro tsa tzu n g  f ü r  die S t a d t  L aibach , sonder» v ie lm ehr im  
ganzen L ande h a n d e lt ,  und  daß der L an d tag  hier n u r  um  i

seine Z u s tim m u n g  b efrag t w i r d ,  nicht u m  die E rled ig u n g  
cincö selbstständigen A n tra g es .

W ir  sind heute ans d a s  praktische F e ld  fü r  u nser Land 
ü b ertre ten , und  d aher g laube ich, daß cs ganz zeitgem äß ist, 
auch diese F ra g e , die d a s  tägliche B r o t  betrifft, an  diesem 
T a g e  zu lösen. E s  lieg t keine m it chemischer T in te  lith o - 
g ra p h irte  V o rla g e  den verehrten  M itg lie d e rn  v o r ,  w eil der 
G egenstand  so faßlich und  kurz is t, daß er auch von einem  
erm üdeten G edächtnisse heute leicht au fgefaß t w erden kann, 
und  w eil fü r  den F a l l ,  a l s  selbst diese F ra g e  einem  A u s 
schüsse zugewiesen w erden sollte, w enigstens die Kosten der 
dreifachen D rucklegung  e rsp a rt w erden . B e v o r  ich in die 
nähere D ed u c tio n  der vorliegenden  D a te n  eingehe, erlaube 
ich m ir  in  kurzen W o rte n  e tw as ü ber die T arifb estim m u n g  
des B r o te s  in  K ra in  und  nam entlich in  der H a u p ts ta d t 
Laibach vorauszuschicken.

D e r  T a r i f  des B r o te s  w ird  en tw orfen  au f G r u n d 
lage der G ctreidepre isc und  ans G ru n d la g e  eines S ch lü sse ls , 
welcher schon im  I .  1 7 7 3  en tw orfen  w orden  is t ;  dieser 
S ch lü sse l ist d a m a ls  der A rt en tw orfen  w o rd e n , daß  je 
nach dem P re ise  eines M c r l in g s  G etre id e  fü r  eine bestim m te 
M ü n ze  G e ld es  d a s  G ew icht des B r o te s  bestim m t w o rden  
ist. M a n  h a t d aher nichts an deres g ebrau ch t, a l s  diesen 
S c h lü s se l,  der auch h ie r v o r l ie g t ,  einzusehen; m a n  h a t 
nichts an d eres  g ebrau ch t, a l s  die D u rch sch n itts -P re ise  des 
G e tre id es  in  einem  M o n a te  zn e rh eben , d iesen . P r e i s  
anzuschauen und  a u s  dem S ch lü sse l den P r e i s  einer S e m m e l 
p r . 1 K reuzer auszuschreiben.

D ie se r  im  I .  1 7 7 3  en tw orfene S ch lü sse l w a r  nach der 
d am alig en  krainischen M ü n z e  e n tw o rfe n , und  zw ar nach 
B a tzen . I m  I .  1 8 0 5  h a t in  F o lg e  hoher la n d c sh a u p tm a n n -  
schaftlichcr V ero rd n u n g  vom  3 0 . S e p t .  1 8 0 5 , Z .  7 6 2 5 ,  die 
d am alig e kraincrisch-görzcrischc vereinig te P r o v in z ia l - S ta a t s -  
buchhaltnng  diesen S ch lüsse l au f  die deutsche W ä h ru n g  abge
ä n d e r t ,  und  dieser S ch lü sse l b ildet noch heutigen  T a g s  die 
G ru n d la g e  zu r B es tim m u n g  des B ro tg ew ich tcs .

E s  w erden näm lich in  Laibach an  jedem  W ochen- 
m arkte die P re ise  e rh o b e n , die S u m m e  dieser W ochen- 
m ark t-P rc isc  b ilden  die G ru n d la g e  der B es tim m u n g e n  des 
T a r i f e s ;  w eil aber sehr oft an  dem W ochenm arkte kein 
G etre id e  zu M a rk te  gebracht w i r d ,  so bilden in  einem  
solchen F a lle  die P re ise , die m a n  in  den M ag a z in e n  e rh ä lt, 
die G ru n d la g e  zu r B erechnung  dieses S ch lü sse ls . E s  ist 
seit der E in fü h ru n g  der V erzehru ng ssteu er, und  nam entlich 
m it der h. G n b e rn ia l  - V e ro rd n u n g  vom  2 8 . J ä n n e r  1 8 3 0  
und  2 8 . J u l i  1 8 3 1  wegen der V e rz e h ru n g ss te u e r , welche 
die B äcker en trich ten , ein Aufschlag von  1 5 %  K reuzer 
p r . M c r lin g  W eizen und  1 4  K reuzer p r . M c r l in g  K o rn  
bew illig t w o rd e n , und  nach diesen M o d a li tä te n  w ird  n u n  
alle M o n a te  der P r e is  bestim m t.

D a ß  eine b ere its  9 0  J a h r e  a lte  G ru n d la g e  zu r B e 
rechnung dieses T a r i f e s  au f die gegenw ärtige Z e it  schon 
lauge nicht m ehr gepaß t h a t ,  braucht w o h l nicht n äh er 
e rö rte r t zu w erden. D ie  K lag en  im  P u b lik u m  über d as  
B r o t  und  die v ielen B eschw erden der B äcker geben genü
genden B e w e is ,  daß die G ru n d la g e  nicht m ehr zeitgem äß 
gewesen ist.

U eber m ehrseitige Beschw erden h a t m an  diesem Uebel- 
stande abzuhelfen getrachtet und  erachtet, die S a u ir n n g  
desselben entw eder in  der A ufhebung der B ro tsa tzu n g  zn 
f in d e n , oder im  E n tw ü rfe  eines neuen S ch lü sse ls . D e r  
b isherig e V o rg a n g  ü ber diese am tlichen B es trebu ng en  w olle 
an ö  der N o te  der L a n d c s-R e g ie ru n g , welche dießsa lls zu r 
B eschlußfassung durch den L andtag  an h er g e lang t i s t ,  en t
nom m en w erden.



B e re i ts  u n te rm  8 . J u n i  1 8 5 4  h a t d a s  bestandene 
M in is te r iu m  des I n n e r n  ein G u tach ten  a b v e r la n g t , ob die 
h ic rländ igen  V erhältn isse  den F ortb estan d  der Gebäckssatzniig 
w ünschcnsw crth  erscheinen lassen und  ev en tu e ll, ob die in  
K ra in  bestehende B e re c h n u n g s -M o d a li tä t  fü r  die G cbäcks- 
taxe m it Rücksicht ans den in W ien  eingeführten  Taxschlüsscl 
eine A enderung  zn erfah ren  hätte .

U eber diese F ra g e n  w u rden  sow ohl der Laibachcr 
S ta d tm a g is t r a t  a l s  die d a m a ls  bestandenen B e z irk sh a u p t
m annschaften  einvernom m en.

Ans G ru n d la g e  der d ießfälligen  B erich te  h a t die L an 
desreg ie run g  in  ih rem  M in is te r ia l-B e ric h te  vom  2 3 . M ä rz  
1 8 5 6  sich fü r  die A uflassung  der Gcbäckssatznng fü r  d a s  
ganze Land und  fü r  die S t a d t  Laibach insbesondere a u s 
gesprochen , w odurch die B e a n tw o rtu n g  der w eitern  F ra g e  
bezüglich der R eg elun g  des Täxschlüssels von selbst en tfie l.

D ie  E ntscheidung ü ber die obenerw ähnte F ra g e  w a r  
noch im m er in  der Schw ebe geblieben, a l s  m it 1. M a i  
1 8 6 0  die neue G ew erbeordn un g  in Leben tra t .

H a tte  sich die Ansicht über die Zweckmäßigkeit der 
A uflassung  der Gcbäckssatznng schon zu r Z e it  des G ew erbe- | 
Zw anges G e ltu n g  verschafft, so konnte cs keinem Z w eife l 
u n te r lie g e n , daß zu einer Z e i t ,  wo in  F o lg e  des a llc rh . 
P a te n te s  vom  2 0 . D ecem b er 1 8 5 9  die G ew erbs-G esctz- 
gebung von dem G eiste der fre iern  B ew e g u n g  der G e 
w erbe durchw eht is t, die A ufhebung der gedachten S a tz u n g s 
V orschriften  n u r  im  E ink länge m it den derm alen  geltenden 
N o rm en  stehen könne.

D ie  L an desreg ieru ng  h ätte  auch keinen A nstand genom 
m e n , diesen G egenstand  bei dem hohen S ta a ts m in is te r iu m  
neuerlich in  A nregung  zu b r in g e n , allein  sie zog es vor, 
in  einer sow ohl fü r  d a s  P u b lik u m  a ls  fü r  die betreffenden 
G ew erbetreibenden  so wichtigen A ngelegenheit vorerst den 
S ta d tm a g is t r a t  u n te rm  9 . N ovem ber 1 8 6 0  au fzufo rdern , 
sich h ierüber m it besonderer Berücksichtigung der in  F o lg e  
der E in fü h ru n g  der neuen G ew erbeordn un g  in s  A uge zu 
fassenden M o m en te  und  der seit dem B es tän d e  derselben 
gemachten E rfa h ru n g e n  nach vorläu fig em  E invernehm en  
m it der H a n d e ls -  und  G ew erbckam m cr gutächtlich zu äu ßern .

S o w o h l  M a g is tra t  a ls  H an d e lsk am m er haben sich fü r  j 
die A ufhebung der B ro tsa tzu n g  ausgespro ch en , w eßhalb  ; 
die L an desreg ieru ng  in  ih re r  Ansicht bestärkt m it dem B e 
richte vom  1 8 . S e p te m b e r 1 8 6 1  ih re n  dießfälligen A n tra g  
bei dem hohen S ta a ts m in is te r iu m  m it dem Beisätze er
n e u e rte , daß die D u rch fü h ru n g  dieser M a ß re g e l nach dem 
G u tach ten  des S ta d tm a g is tra tc s  in  der A r t zu erfolgen 
h ä t te ,  wie dieß fü r  N iederösterreich stattgefunden  hat.

D a s  hohe M in is te r iu m  h a t zu F o lg e  E rlasses  vom  > 
2 1 . O c to b e r  v. I .  rücksichtlich der in  A nregu ng  gebrachten ! 
F ra g e  wegen A ushebung der B ro tsa tzu n g  in  K ra in  an zu 
o rdnen  b efu n d en , daß nach M a ß g a b e  des § . 1 9  L .-O . fü r  
K ra in  der krainische L andtag  über diesen G egenstand  u n te r  
V o rb e h a lt  der m inisteriellen  Entscheidung gutächtlich v er
nom m en  w erde. I n  B e fo lg u n g  dieses hohen A u ftra g es  
h a t  n u n  die L an desreg ieru ng  dem L andes - Ausschüsse bic 
V erh a n d lu n g sa k te n  m itg e th e ilt , und  dieser b rin g t heute 
diesen G egenstand  zu r B e ra th u n g  des hohen H au ses , hoch- 
welches die E rk lä ru n g  n u r  d ah in  abzugeben haben w ird , 
ob hochdasselbe m it der A ufhebung der B ro tsa tzu n g  im  
L ande K ra in  einverstanden sei oder nicht. E s  hand elt sich 
h ier um  die A ufhebung einer schon von  vielen S e i te n  a n 
gegriffenen, nicht m ehr zeitgem äßen M a n ip u la t io n  im  ganzen 
L a n d e , und  es d ürfte  angem essen se in , h ier jenen B erich t 
v o rzu lesen , welchen die L an desreg ieru ng  von K ra in  im  
J a h r e  1 8 5 6  in  dieser R ich tu ng  vom  ganzen Lande dem 
hohen M in is te r iu m  erstattet hat.

W eil jedoch dieser B e r ic h t ein ige B lä t t e r  in  sich fa ß t, 
und  ich die Aufm erksam keit des hohen H a u se s  bei einem  
so evident au f der H a n d  liegenden G egenstände nicht in  
Anspruch nehm en w i l l ,  so erlau be  ich m ir  f rü h e r  die U m 
frag e z u s te l le n ,  ob er gehört w erden w ill. ( R u fe :  K urzen  
A u szu g .)

D iese r  B e rich t h a t sich gefuß t au f  die von  S e i te  des 
M a g is tra te s  der Laibachcr H an d e lsk am m er und  von den 
d a m a ls  bestandenen zehn B ez irk sh an p tm an n sch aftcn  an  die 
L an desreg ieru ng  eingegangenen d ießfälligen B erich te  und  
ans den B erich t der P o lize i - D ire c tio n . Alle diese B e 
richte haben einstim m ig e rk lä r t ,  daß cs im  In te re sse  des 
P u b lik u m s  und nicht m inder auch im  In te re sse  der G ew erb e tre i
benden liege , die B ro tsa tzu u g  im  ganzen Lande aufzuheben.

Ic h  w erde m ir  n u n  e r la u b e n , einige allgem eine A n 
sichten ü b er diesen G egenstand  v o rz u tra g e n , bevor der 
A n tra g  zu r A bstim m ung kom m t.

D e n  S a tzu n g en  au f gewerbliche Erzeugnisse a u s  M e h l  
lieg t die I d e e  zu G r u n d e ,  d a s  P u b lik u m  bei dem B ezüg e 
eines unentbehrlichen N a h ru n g s m it te ls  gegen ü bersp an n te  
P rc is fo rd e ru n g c n  der B äcker zu schützen-

W e n n  schon diese Id e e  an  und  fü r  sich m it den rich
tigen n a tio n a l-ö k o n o m isc h en  G rundsätzen  ü ber P r e i s  u n d  
W a re  und  über die möglichst freie B ew e g u n g  des P r iv a t 
verkehrs nicht in  E in k lan g  gebracht w erden k a n n , so h a t 
sich eine nach allen S e i te n  gerechte und  w irksam e D u rc h 
fü h ru n g  derselben vo llends a l s  ein P ro b le m  erw iesen, dessen 
Lösung b ish e r  fruch tlos versucht w o rden  ist.

D ie  S a tz u n g  ist näm lich ein P ro d u k t zahlreicher, von  
den verschiedenartigsten C o n ju n c tu re n  ab h än g ig er F a c to rc n , 
deren G cld w erth  und  wechselseitige B ez iehu ng en  keinesw egs 
a ls  gegebene G rö ß e  v o r lie g e n , sondern  erst durch m a n n ig 
fache m eh r oder m in d e r schwierige und  unvcrläßliche O p e 
ra tio n e n , durch S icherstellung  und  C o m b iu irn n g  der M a rk t
p re ise , durch S ch ä tzu n g e n , d an n  durch M a h l -  u nd  V e r-  
backungsprobeu bestim m t w erden  m üssen.

D ie  A ufhebung der S a tz u n g  au f d a s  M e h l  und  a u f  
die zu r G ebäckerzeugung verw endeten H i l f s -  und  N cben- 
stosse, die freie E ntw icklung des G c trc id c h a n d c ls , die E in 
fü h ru n g  der G etreidekäufe a u f  M u s te r , welche dem M a rk t-  
protokolle entgehen und die n a m h aften  F o rtsch ritte  in  der 
gewerblichen T echnik , haben die Schw ierigkeiten  dieser O p e 
ra tio n e n  in  einer W eise geste igert, daß es gegenw ärtig  
geradezu außer den G ren zen  der M öglichkeit l ie g t ,  einen 
Taxschlüsscl a u s z u m it te ln , der au f v o l l k o m m e n  rich ti
gen G ru n d la g e n  b e ru h e n , und  den In te re ssen  des P u b l i 
kum s so wie jener der G ew crb s lc n te  u n te r  allen  U m ständen  
eine gleichm äßige W a h ru n g  sichern w ürde.

D iese Schw ierigkeiten  bei der Feststellung der S a tz u n g  
haben e rfah ru n g sg em äß  auch au f die H a n d h ab u n g  derselben 
zurück g ew irk t, da eine au f  unsicherer B a s is  erfolgte T a x -  
bcmessung den natürlichen  W iederstre it der In te re ssen  nicht 
a u sg le ic h t, v ie lm ehr den steten K lagen  und  B eschw erden 
des P u b lik u m s  und  der B äcker fo r ta n  neue A n h a ltsp u n k te  
bietet u nd  selbst den B e h ö rd e n  n ie die volle B e ru h ig u n g  
g e w ä h r t,  daß ihre A m tsh a n d lu n g e n  nicht nach der einen 
oder der an dern  S e i te  h in  gegen die G rundsätze der B i l 
ligkeit und Gerechtigkeit verstoßen.

W a s  endlich die von der S a tz u n g  erw arte ten  V o rth e ile  
fü r  die leichtere A p p ro v isio n irun g  des P u b lik u m s  b etrifft, 
so haben  sich dieselben nach den gemachten E rfa h ru n g e n  
zum  größten  T h e ile  a l s  illusorisch erwiesen.

I n  der R esidenzstad t W ie n ,  wo die S a tz u n g  n u r  
noch bezüglich des R o g g en b ro te s  im  J a h r e  1 8 5 4  bestand, 
h a t die E rfa h ru n g  m ehrerer J a h r e  gezeig t, daß die ü b rig en  
Gebäcksortcn seit der A ufhebung der S a tz u n g  in  einem



g ro ß e m  G ew ichte oder in  einer bessern Q u a l i tä t  a n sg e 
backen w e rd e n , a l s  dieß bei dem F ortb estän d e  der S a tz u n g  
der F a l l  w ä r e ,  nnd  daß som it die Gebäckssatzung —  ihrem  
Zwecke zuw ider —  nicht d a s  P u b lik u m  gegen die ü b er
sp an n ten  P re is fo rd e ru n g e n  der B ä c k e r , sondern  die B äcker 
gegen die gegründeten  A n fo rd eru n g en  des P u b lik u m s  und 
gegen die F o lg e n  der fre ien  C o n eu rren z  ih re r  G e w e rb s -  
gcnoffcn in  Schutz genom m en h a t.

I n  Z e iten  der T h e u e ru n g  oder der G e tre id en v th  lä ß t 
sich endlich von der Gebücksatzung durch aus keine H ilfe  
e r w a r te n ; denn die S a tz u n g  n im m t au f die H erbeischaffung 
u n d  V erm eh ru n g  der G e tre id e v o rrä th e  keinen fö rd ern den  
E in f lu ß , wo aber die V o rrä th e  fehlen oder nicht ausreichen, 
d a steigt im  n a tü rlichen  G a n g e  des V erk eh rs  der P r e i s  
des G e tre id es  und  einer jeden S te ig e ru n g  des G etre id e- 
preiseS m u ß  eine entsprechende S te ig e ru n g  der S a tz n n g S -  
p re ife ,  beziehungsw eise eine H erabsetzung des tax m äß igen  
G ew ichtes au f  dem F u ß e  nachfolgen.

E s  ist auch in  Berücksichtigung dieser allgem einen 
P r in c ip ie n  die B ro tsa tzn n g  in  den m eisten L än dern  und  
S tä d te n  aufgehoben  w o rd e n ; n u r  w ir  stehen noch h ie r au f  
dem P u n k te , heute die Z u s tim m u n g  des h. H a u se s  dazu 
zu erb itten .

E s  ist zw ar leicht m ö g lich , daß  m a n  gegen die A u f
hebung der B ro tsa tzn n g  gewisse B edenken  e rh e b t, die jedoch 
n u r  polizeilicher N a tu r  find . D iese  B edenken  sind nicht 
h ie r  G egenstand  der E r ö r te r u n g , sondern  G eg en stand  der 
O rtS p o liz e i in  den betreffenden G em einden .

D ie  T h ä tig k e it der Localpolizei erstreckt sich noch im m er 
au f die Aufsicht über die G a ttu n g  und  Q u a l i t ä t  des B r o te s  
d a rü b e r ,  daß  dasselbe der G esu n d h eit nicht nachtheilig  sei, 
d a n n  ans die U eberw achung der ordentlichen V erkanfsp lätze
n .  s- s.

I n  diese G egenstände d ürfte  sich unsere B e u r th e i lu n g  
heute nicht e in la ssen , und  ich habe nach dieser E rö r te ru n g  
n u r  den A n tra g  zu r A bstim m u ng  b rin g en  zu la ssen , der 
d ah in  l a u te t :  „ D a s  h. H a u s  m öge beschließen, es werde
die Z u s tim m u n g  zu r A ufhebung der B ro tsa tzn n g  im  Lande 
K ra in  und  in  der H a u p ts ta d t Laibach e rth e ilt und  der 
L andes-A usschuß  werde b e a u f t ra g t ,  die d ießfällige M it th e i 
lu n g  an  die L an desreg ieru ng  zu m achen." Ic h  w erde diesen 
A n tra g  sogleich schriftlich überreichen.

P r ä s i d e n t :  I c h  eröffne die D eb a tte  ü b er diesen 
G egen stand . (N ach einer la n g e m  P a u se .)  W ünscht J e m a n d  
d a s  W o r t  in  dieser A ngeleg en heit?

A bg. K r o m  e r :  I c h  b in  zw ar m it dem A n tra g e  
des verehrten  H e r rn  V o rre d n e rs  im  W esen einverstanden, 
g laube jedoch , daß er fo rm ell berichtigt w erden  m üßte. 
D e n n  der § . 5 5  der G ew erbeordn un g  vom  2 0 . D ecem ber 
1 8 5 9 ,  welche noch in  W irksam keit b esteh t, la u te t  w örtlich 
n ach fo lg e n d : „ P re issa tzn n g e n  können n u r  beim  K le in v er
käufe von  A rtik e ln , die zu den nothw endigsten  B ed ü rfn issen  
des täglichen U n te rh a lte s  g e h ö re n , d an n  bei dem R au ch 
fangkehrer - G ew erbe und  bei dem T r a n s p o r t  und  P la tz -  
D ienstgew erbe sta ttfinden . D a s  M in is te r iu m  des I n n e r n  
ist erm äch tig e t, fü r  die g enannten  A rtikel und  G ew erbe 
je nach den örtlichen V erhältn issen  die E in fü h ru n g  oder 
A ufhebung  solcher P re issa tzu n g en  auszusprechen."

N achdem  n u n  d a s  M in is te r iu m  des I n n e r n  zu r E in 
fü h ru n g  oder A ufhebung solcher P re issa tzn n g en  erm ächtig t 
i s t ,  so g laube ich , w äre  der A n t r a g ,  den w ir  h ie r zum  
Beschlusse erheben so lle n , folgerichtig  fo lg e n d e r: „ D e r  h. 
L an d tag  w olle beschließen: D e m  hohen M in is te r iu m  des 
I n n e r n  sei fü r  d a s  Land K ra in  die A uflassung  der B r o t 
satznng zu b ean tra g en ."

XVII. Landtags - Sitzung.

B erich te rs ta tte r A  m  b r  o s ch : I c h  g la u b e , daß  d a s  
die näm lichen  W o rte  sind. I c h  erlau be  m ir  ausdrücklich, 
die N o te  der L an d esreg ieru ng  in  der 2 . A lin ea  noch eilt 
M a l  vorzulesen. Auch ich habe den § . 5 5  der G ew erb e
o rd n u n g  h ie r ,  welcher eben b es tim m t, daß d a s  M in is te r iu m  
dieß zu veranlassen  habe. D ie  L an desreg ieru ng  h a t ja  h ie r 
n ichts an d eres  au sg esp ro ch en , sie h a t n u r  beit h. L an d tag  
ü b e r A u ftra g  des S ta a ts m in is te r iu m s  e in g e lad en , seine g u t- 
ächtliche A eußerung  ü ber den G egenstand  der F ra g e  ab zu 
geben.

D iese  I d e e  i s t ,  w ie ich g la u b e , im  A uSschußantrage, 
w enn  auch nicht m it den näm lichen W o r te n ,  ausgedrückt. 
D e r  L an des - A usschuß w ird  an  die L an desreg ieru ng  die 
M itth e ilu n g  machen und  diese w ird  d m  G egenstand  dem  
h. S ta a ts m in is te r iu m  v o rle g e n , welches d an n  seinerseits 
nach § . 5 5  der G ew e rb e -O rd n u n g  vorgehen  w ird .

U eb erh au p t a b e r ,  w enn  die S ty l is i ru n g  h ie r vielleicht 
I nicht jedem  der H e rre n  A bgeordneten  genehm  is t ,  so w ird  

der L andes-A usschuß  seiner N o te  gewiß jene S ty l is i ru n g  
g eb en , die diesen schon d rei J a h r e  in  der S ch w ebe befind
lichen G egenstand  zu r Z u fried en h e it eines jeden H e rre n  A b
geordneten  schlichten w ird .

A bg. K  r  o m  c r : Ic h  b itte  u m  d a s  W o rt.
Jn so fe rn e  die h. L an d esreg ie ru n g  diesen G egenstand  

selbst d u rch fü h ren , und  hiezu n u r  die Z u s tim m u n g  des L an d 
ta g e s  haben  w i l l ,  b in  ich m it dem  A n tra g e  des H e r rn  V o r 
red n e rs  ganz einverstanden. W e n n  jedoch der L an d tag  diese 
A ngelegenheit a l s  seine eigene und  selbstständige behan de lt 
wissen w i l l ,  so b ean trage  ich die F assung  des B eschlusses 
nach m einem  A n trage .

B erich te rs ta tte r  A  m  b r  o s ch : D e r  L an d tag  ist K ra f t  
des § . 1 9  der L an d eso rd n u n g  eingeladen  w o rd e n , seine 

j Ansicht d ieß fa lls  zu e rö ffn en , u nd  w eite rs  h a t er N ich ts 
zu th u n .

A bg. K r o m  e r :  D a n n  b in  ich einverstanden.
A bg. D r .  T o m a n :  Ic h  bitte u m  d as  W o rt.
Z u e rs t e rlaube ich m ir ,  E tw a s  zu bemerken hinsichtlich 

des E in g a n g e s  zum  V o r tra g e  des H e r rn  A bgeordneten  
A m brosch. Ic h  m uß  gestehen, daß  es mich u nan gen eh m  
b e rü h rt h a t ,  in  ein igen B lä t t e r n  die W o rte  gelesen zu haben , 
welche neulich der H e r r  A bgeordnete Ambrosch in  diesem 
L an d tag ssaa le  gesprochen h a t ,  w o m it er gew isserm aßen dem 
ganzen L andtage eine S tr a f p r e d ig t  g ehalten  ( B r a v o ! ) ,  daß 
er seine Z e it  v e rlie rt. (B e ifa l l .)

E s  h a t sich d a m a ls  d a ru m  g e h a n d e lt, ob der § . 3 2  
der D ien s te sp rag m atik  d eb a ttir t  oder nicht d e b a tt i r t ,  ob die 
S itz u n g  u m  11 oder h a lb  1 2 ,  oder 1 U h r geschlossen w e r
den soll.

E r  h a t d a m a ls  dieses a n g e re g t, und  h a t heute zum  
w iederho lten  M a le  b em erk t, daß  w ir  erst m it  der h e u t i g e n  
F r a g e  a u f  p r a k t i s c h e n  B o d e n  getreten  w äre n . Ic h  fü r  
m eine P e rso n  nehm e diese B em erku ng  nicht a n ,  ich p ro te - 
stire d ag eg en , w eil ich g la u b e , daß w ir  in  den v erg an 
genen T a g e n  in  der B e ra th u n g  ü b er die I r r e n - A n s t a l t ,  
ü ber d a s  S p i t a l ,  ü b er d a s  L an des -  L otterie -  A nlehen  und  
ü ber viele andere F r a g e n ,  so w ie auch ü b er die F ra g e  der 
In s t ru c t io n  fü r  den L an d es-A u ssch u ß , der D ie n s te s -P ra g -  
m a tik , der G e s c h ä f ts -O rd n u n g  rc. fü r  den L andtag  auch 
e tw as P rac tisch es geschaffen und  d eb a ttirt haben. (B ra v o ,  
B r a v o !  R u fe :  S e h r  g u t.)  F reilich  ist es u n an gen eh m , w enn 
s ta tt einer leb en d ig en , abänderlichen G eschäftso rd nu ng , eine 
geschriebene, unabänderliche aufgestellt w i r d ,  nach welcher 
es nicht m eh r a n g e h t ,  w ie in  der ersten S e s s io n , wo ge
w isserm aßen H e r r  Ambrosch die lebendige G eschä ftso rd nu ng  
w a r ,  nach welcher er u n s  zu m odeln  suchte. (H eiterk eit.)



W as aber die Sache an be trifft, so muß ich dem H errn 
Abgeordneten Ambrosch geradezu zu bedenken geben, daß 
w ir  m it der Landesregierung als Landtag in  keiner V e r
bindung stehen, daß w ir  derselben keine Beschlüsse zu unter
werfen und mitzutheilen haben.

W ir  haben nach der Landesordnung nu r die S anction  
des Kaisers über unsere Landesbeschlüsse zu erw arten, ober 
haben w ir  Anträge an das M in is te riu m , respective die S ta a ts 
regierung zu stellen, und in  dieser Beziehung muß ich, in 
W ahrung der Landesverfassung, mich seinem Antrage ent
gegen stellen, und dem Antrage des H errn  Abgeordneten 
Kromer anschließen. ( B r a v o !)

Berichterstatter A  m b r  o s ch: W as die persönliche B e 
merkung anbelangt, so übergehe ich diese. (Abg. D r .  T om an : 
W o h l r ich tig , m it G ru n d !) Es ist n u r eine Erwiederung 
auf das, was die Zeitungen über solche Aeußerungen ge
schrieben haben, und ich verweise auch die Beurtheilung 
dieser Angriffe auf die Journalistik.

W as aber den Antrag anbelangt, so ersuche ich den 
H errn  Vertreter der Landesregierung, die Zuschrift h ie rzu  
vertreten, in  welcher es he iß t, daß man der Regierung 
das dießfällige Ergebniß der Berathung bekannt geben solle, 
um  dem h. M in is te rium  hiernach zu berichten.

Ich  habe mich nur an das gehalten, was hier vo r
lie g t,  wie die Regierung uns ersucht hat.

Rcgicrungs-Commissär Landesrath R o t h :  Ich  glaube, 
daß ich jeder Vertretung enthoben b in , nachdem die Z u - j 
schrift sich ausdrücklich auf den Paragraph der Landesord- j 
nung bezieht, der unumstößlich dasteht, und nach welchem 
die Regierung berechtigt is t , über jedweden Gegenstand den 
Landtag zu ersuchen, sein Gutachten abzugeben.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das W o rt in  
dieser Angelegenheit? (Nach einer Pause.) Nachdem sich 
Niemand zum W orte m eldet, so schließe ich die Debatte, 
und bitte um den Antrag des H errn  Landesgcrichtsrathes 
Krom er. (Nach dessen Uebernahme:) Ich  bringe den Antrag 
des H errn  Abgeordneten Krom er zur Abstim m ung, welcher 
dahin lau te t: . . .

Berichterstatter A  m b r  o s ch : Ich  bitte beide Anträge 
zu lesen, es ist der nämliche S in n .

P r ä s i d e n t :  Ich  b itte , mich nicht zu unterbrechen, 
—  welcher dahin la u te t: „D e r  hohe Landtag wolle be
schließen: D em  hohen M in is te riu m  des In n e rn  sei fü r 
das Land K ra in  die Auslassung der Brotsatzung-zu bean
tragen."

H a t dieser Antrag die gehörige Unterstützung? (E in  
T h e il der Versammlung erhebt sich.)

Abg. K r o m e r :  Ich  erlaube m ir nur noch zu bc- ! 
merken, daß ich mich bei der Antragstcllnng ganz genau 
an den W o rtla u t des §. 19 der Landesordnung gehalten 
habe, der da ausdrücklich sagt:

„D e r  Landtag ist berufen, zu berathen und Anträge 
zu stellen: auf Erlassung allgemeiner Gesetze und E inrich
tungen , welche die Bedürfnisse und die W oh lfah rt des 
Landes erheischen." Also vorliegend den Antrag zu stellen 
auf Beschlußfassung, daß das M in is te rium  zu ersuchen sei, 
die Auflassung zu beschließen, obschon im  Wege der Landes
regierung . . . ( R u f :  Ich  bitte den Absatz 2 zu lesen.)

Abg. -greif), v. A p f a l t r e r n :  Ich  muß m ir schon 
erlauben, auf den Absatz 2 des §. 19 der Landcsordnung

aufmersam zn machen, w e il der auch eine andere Position 
en thä lt, und sagt:

„D e r  Landtag ist berufen: 2. Vorschläge abzugeben 
über alle Gegenstände, worüber er von der Regierung zu 
Rathe gezogen w ird ."

Ich  glaube, es ist dieß ein Gegenstand, worüber der 
Landtag um seinen R a th  gefragt worden is t, und diesen 
R ath  zu ertheilen, hat der A n trag  des Landes-Ausschuffes 
zum Gegenstände gehabt.

P r ä s i d e n t :  Ich  bringe den Antrag des H errn  
Abg. Krom er zur A bstim m ung, welcher dahin la u te t:

„D e r  h. Landtag wolle beschließen, dem h. M in i 
sterium des In n e rn  sei fü r  das Land K ra in  die Auflassung 
der Brotsatzung zu beantragen."

Jene H e rre n , welche m it diesem Antrage einverstanden 
s ind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist ge
fallen.

S o m it bringe ich den Antrag des Landes-Ausschuffes 
zur Abstim m ung, welcher dahin lau te t:

„D e r  h. Landtag wolle beschließen: E s  sei die B r o t 
satzung in  K ra in  aufzuheben, und der Landes - Ausschuß 
werde beauftragt, die dießfällige Note an die Landesregie
rung zu überm itte ln ."

W enn die Herren m it dem Antrage einverstanden sind, 
so bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) E s ist die über
wiegende M a jo r itä t.

D e r Landes - Ausschuß w ird  die Zuschrift in  diesem 
S in n e  erlassen.

D ie  Tagesordnung ist erschöpft.
Ich  schließe die S itzung. D ie  nächste S itzung ist 

D instag um  10 Uhr. A u f das P rogram m  werden fo l
gende Gegenstände gestellt:

1. V o rtrag  wegen der Gendarmerie-Auslagen.
2. Antrag des H errn  Abgeordneten D r .  Tom an auf 

eine P etition  bezüglich der G rundsteuer-Erhöhung; und
3. E in  Antrag auf eine Gnadcngabe aus dem Landeö- 

fonde fü r  einen im  Dienste verunglückten D iener.
Landeshauptm. - S te llv , v. W  u r  z b a ch : Ich  bitte 

um daö W o rt. Ich  g lau be , daß die jüngst uns vorgelegte 
Regierungsvorlage, betreffend das Grundbuchswescn sehr 
dringend is t, und nach dem Gesetze selbst müssen Regie
rungsvorlagen vor allen Gegenständen zur Verhandlung 
kommen; deßhalb würde ich beantragen, diesen Gegenstand 
als ersten ans die nächste Tagesordnung zu bringen. D a  
der H e rr Landeshauptmann die Tagesordnung ohnedieß 
nach der Geschäftsordnung m it betn Landtage zu verein
baren pflegen, so glaube ich, ist mein Antrag zu berück
sichtigen.

P r ä s i d e n t :  Ic h  habe diesen Gegenstand nicht auf 
die Tagesordnung vor D instag bringen können, w e il ich 
noch nicht die nöthige Z a h l der Exemplare des Gcsammt- 
Entwnrfes besitze, folglich dieselben auch nicht vertheilen kann.

Landcshauptm .-Stellv. v. W  n r  z b a ch: D a nn  ziehe 
ich meinen Antrag zurück.

P r ä s i d e n t :  D e r anwesende H e rr LandcSrath the ilt 
m ir  soeben m it ,  daß heute diese Exemplare einlangen wer
den, m ith in  werden sie morgen des frühesten schon ver
the ilt werden können. E s dürfte also kein Anstand sein, 
diesen Gegenstand D instag an die Tagesordnung zu setzen, 
(Ldhp tm .-S tc llv . v. W urzbach: der erste) und zwar als erster, 
wenn das hohe Haus dam it einverstanden ist.

(Schluß der Sitzung 1 3  Uhr 2 0  M inuten.)

Druck tira Igu. v. Kleimnayr und F. Bumkcrg.


